Motto: Das Schweizervolk kann seine wirtschaftliche Selbständigkeit gegenüber dem Ausland nur 
® behaupten und im Innern zu grösserem Wohlstand und höherer sozialer Gerechtigkeit nur fort- 
schreiten, wenn es seine Konsumkraft organisiert. Die genossenschaftliche Zusammenfassung dieser 
Kraft ist daher für uns eine lebensfrage: sie ist unsere nationale Aufgabe im XX. Jahrhundert. 
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Gebinde der „Socisté cooperative de consommation“ 
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in Ueuenburg. 


Redaktion Wöchentlich erscheint eine Nummer von 8—12 Seiten Text. Verlag: 
u. Administration: Abonnementspreis Fr. 4.— per Jahr, Fr. 2.50 per 6 Monate Verband schweizer. 
ee > ca ins Ausland unter Kreuzband Fr. 6.50 per Jahr. Konsumvereine 


ch. H.B.M. Basel. 4.Wagen, Basel 1903. 


1— 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


An die Tit. Verwaltungen der Konsumvereine 


richten wir die höfliche Bitte, bei Bedarf von Arbeitskräften die 


Angebote auf dem „Genossenschaftlichen Arbeitsmarkt“ bestens zu 
berücksichtigen. 


Das Verbandssekretariat. 


Nachfrage. 


ie Verkäuferstelle einer grösseren Konsumgenossenschaft wird 
hiemit zur freien Bewerbung ausgeschrieben. Kautionsfähige 
und mit guten Zeugnissen versehene Bewerber haben sich bis zum 
20. Oktober 1905 bei Herrn E. Knecht, Präsident der Konsumge- 
nossenschaft Amrisweil und Umgebung anzumelden. Solche, welche 


schon in einem ähnlichen Geschäfte tätig gewesen, werden bevorzugt. 
Antritt 1. Januar 1906 


Verkäufer-Stalle offen: 


Im Arbeiter-Verein in Oberkempten ist infolge Wegzugs des 
bisherigen Inhabers die Stelle eines Vereinswirtes und Verkäufers im 
Laden per 1. Januar 1906 neu zu besetzen. 

Strebsamem, treuem Manne bietet diese Stelle schöne, sichere 
Existenz. Nur tüchtige, kautionsfähige Bewerber wollen ihre schrift- 
liche Anmeldung bis spätestens 25. Oktober an den Präsidenten, 
Emil Brunner in Oberkempten, einreichen. 


L Société de 8 d’Yverdon demande une premiere 
vendeuse; on exige la connaissance de la branche épicerie et 
l’habitude des deritures; la connaissance de l’allemand est désirée. 
Situation serieuse pour personne capable et energique. 
Adresser offres avec certificats et references à Mr. Francois 
Cottier, rue Pestalozzi, Yverdon. 


Cannſtatter Miſch- und Rnetmaſchinen Fabrik 
Cannſtatter Dampfbackofen Fabrik 


Werner & Pfleiderer 


Cannſtatt, Warttög. 


Berlin, Köln, Wien, London, Varis, 
Moskau, Saginaw, N. S. A. 


Spezialität: 
Einrichtung von 
Ron ſum- Bäckereien 

in jeder Größe, ſowie von 


Teigwaren-, Zwieback und 
Biscuit-Fabriken. 


136 höchſle 
Auszeichnungen. 


»atente 
in allen Ländern. 


Beste iin reine 8 


— 


a Baltundsseife 


Seifen- Fabrik. Hochdorf. 


Grösste Auswahl von Toilette-Seifen. 


Die 
8 0 Celluloſe- und Papierfabrik 


—— 


PEN Balstbal 


Verkaufsbureau: Bareiß, Wieland & Co., Zürich 
empfiehlt ihre Spezialitäten in 
Balsthaler Pergamentpapier 


> 


Pack- und Einwickelpapier für Lebens- und 
Genußmittel aller Art 
Balsthaler Geſchäfts- und Aktenconverts 
Cloſetpapiere, in Rollen und Paketen. 
Man verlange Muſter und Preisliſten und ſehe auf die 
Marke „Tannenbaum“. 


Zu haben in allen bessern Spezereihandlungen. 


Die kraftvollsten Suppenkonserven sind 


Rytz=-Suppen. 


Dieselben sind als bloss zu verwenden oder andere 


Suppen zu stärken. — Offen in Blechbüchsen verpackt 
wie auch in Rollen à 10 Cts. — Keine Nachahmung, 


kein Konservengeschmack. 


Allein-Fabrikant J. P. Rytz, Laupen. 


„Schweiz. Konsumverein“ 


Elegant gebundene Exemplare der Jahrgänge II, 
III und IV à Fr. 6.50 zu beziehen vom 


Verbandssekretariat. 
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cb. Honſum Verein; 


Organ des Berbands ſchweß. Konſumvereine., 
Redaftion: Dr. Hans Müller. 


V. Jahrgang. Daſel, den 14. Oktober 1905. Mr. 4, 
Das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt! lungen in der letzten Sitzung des Genoſſenſchaftsrates zu 


8 geben, und behalten uns vor, die dadurch in der Ver— 
vor dem Genoſſenſchaftsrate des Basler A. C. V. waltung des A. C. V. in Baſel zu Tage getretenen Ver— 

Die Sitzung, welche der Genoſſenſchaftsrat des Basler hältniſſe eingehend zu beſprechen, mag die Schadenfreude 
A. C. V. am 11. Oktober abhielt, um über den ſchon früher der Gegner unſerer Bewegung dabei auch für einen 
erwähnten Antrag des Verwaltungsrates auf Kündigung Augenblick ihre Rechnung finden und das, was wir zu 
reſp. Abänderung des Abonnementsvertrages betr. das berichten und zu ſagen haben, ihnen ein „gefundenes 
„Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ zu beraten und Beſchluß Freſſen“ ſein. Höher als der ausſichtsloſe Wunſch, 
zu faſſen, gehört ſicherlich zu den denkwürdigſten und be- [der Welt zu verheimlichen, was uns heute bedrückt, 
deutungsvollſten Tagungen der genannten Behörde, ja wir | muß für uns der Wille ſtehen, aus den in Rede 
find ſogar überzeugt, daß durch ſie eine entjcheidende Wendung | jtehenden Vorkommniſſen zu lernen und uns Aufklärung 
in der Geſchichte dieſer großen, heute auf eine 40 jährige | darüber zu ſchaffen, was geſchehen muß, um die größte 
Entwicklung zurückblickenden Genoſſenſchaft vorbereitet und Genoſſenſchaft unſeres Landes wieder in die Bahnen 
eingeleitet worden iſt. ruhiger, ſicherer Entwicklung zu lenken. 

Dieſe Anſicht ſtützen wir nicht auf das Reſultat Denn es iſt klar, daß von einer ſicheren feſten Leitung 
der faſt dreiſtündigen Debatte, auf die ſchließliche Annahme einer Genoſſenſchaft keine Rede mehr ſein kann, wenn der 
des von der Minderheit des Verwaltungsrates geſtellten [Zufall über wichtige Angelegenheiten von prinzipieller Be— 
Antrages, den Beſchluß des Verwaltungsrats | deutung die Entſcheidung herbeiführt, wenn die exekutive 
betr. Kündigung des Volksblattvertrages nicht | Behörde von der Körperſchaft, von der ſie eingeſetzt iſt, 
zu genehmigen, jondern dieſen Vertrag bis zum Ab- keine beſtimmten und deutlichen Direktiven über die von 
ſchluß anderweitiger Vereinbarungen in Kraft zu laſſen. ihr einzuſchlagende Genoſſenſchaftspolitik mehr zu erhalten 
Die Annahme dieſes Minderheitsantrages wäre nur dann | vermag. Ein ſolcher Zuſtand kann auf die Dauer un 
von erheblicher ſymptomatiſcher Bedeutung geweſen, wenn | möglich beſtehen, denn er führt geraden Wegs zur Auf— 
fie durch eine große Majorität des Genoſſenſchaftsrates löſung, zur Anarchie. Bevor wir jedoch den Urſachen, 
herbeigeführt worden wäre. Tatſächlich wurde aber der | die dieſen Zuſtand erzeugt haben, nachgehen und nach 
Beſchluß durch eine Zufallsmajorität herbeigeführt. 40 | Mitteln zur Abhilfe ſuchen können, wollen wir die vor— 
Mitglieder des Genoſſenſchaftsrates ſtimmten für Ge- handene Situation näher ſchildern. 


nehmigung der Kündigung des Volksblattvertrages, 41 Auf der Tagesordnung der auf den 11. Oktober ein 
dagegen für Nichtkündigung. Eine einzige Stimme gab berufenen Sitzung des Genoſſenſchaftsrats ſtand als erſter 
in dieſer Frage den Ausſchlag. Punkt: Ratifikation des Beſchluſſes des Verwaltungsrates 


In dieſem Stimmenverhältnis der Anhänger und betr. Kündigung des Abonnementsvertrages vom 9. Jan. 
Gegner der Kündigung des Volksblattvertrages, ſowie in | 1902 bezüglich „Genoſſenſchaftliches Volksblatt“. Die Be— 
der der Abſtimmung vorangegangenen Diskuſſion liegt [gründung dieſes Genehmigungsbegehrens hatte der Präſi— 
u. E. das Charakteriſtiſche der Genoſſenſchaftsratsſitzung ] dent des Verwaltungsrats, Herr Dr. O. Kulhy, über— 
vom 11. Oktober. Sie hat mit prägnanter Deutlichkeit nommen, der nach den letzten Genoſſenſchaftsratswahlen 
die Tatſache geoffenbart, daß durch die gegenwärtigen zum erſten Mal in den Verwaltungsrat gewählt worden 
Behörden des A. C. V. ein tiefer Zwieſpalt der Anſchau- war und der auch hier die Initiative zur Aufrollung der 
ungen über das Weſen und die Aufgaben der Konſum- ganzen Frage ergriffen hatte. Die Aufgabe, die ihm ge— 
genoſſenſchaften geht und daß, was die Sache beſonders | jtellt war, beſtand nun darin, den Standpunkt der Mehr— 
kritiſch macht, die Vertreter dieſer divergierenden Richtungen heit des Verwaltungsrates darzulegen, der beſchloſſen hatte, 
ſich heute in zwei Parteien von feſter Geſchloſſenheit und das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ prinzipiell beizu— 
gleicher Stärke gegenüberſtehen. behalten, jedoch darüber mit dem Verbande einen 

Es wäre nun unſeres Erachtens unrichtig, wollten neuen Vertrag zu vereinbaren, um dadurch verſchiedenen 
wir uns ſcheuen, dieſe Tatſache, jo betrübend und bedenk- im Verwaltungsrat geäußerten Wünſchen Rechnung tragen 
lich ſie für die weitere Entwicklung des A. C. V. auch zu können. Lediglich in dieſem Sinne war im Ver— 
ſein mag, feſt ins Auge zu faſſen, und fie von der öffent- waltungsrat die Kündigung des bisherigen Vertrags be— 
lichen Erörterung ausſchließen. In ſolchen Situationen ſchloſſen worden. Ein weitergehender Antrag, das „Volks— 
wird nichts dadurch gebeſſert, daß man den Kopf in den blatt“ ganz abzuſchaffen, reſp. den betr. Vertrag ohne 
Sand ſteckt, um nichts zu ſehen; was iſt, das muß ohne weiteres zu kündigen, hatte im Verwaltungsrat nur 5 
Zagen ausgeſprochen und frei und offen erörtert werden, Stimmen auf ſich vereinigt. 
zumal wenn es ſich, wie im verliegenden Fall, um Ange- Statt nun die Wünſchbarkeit eines modifizierten Ver— 
legenheiten und Vorgänge handelt, an denen nicht nur trags betr. das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ zu be— 
die Genoſſenſchafter Baſels, ſondern der ganzen Schweiz | gründen und die Aenderungen namhaft zu machen, die 


intereſſiert ſind. Wir ſtehen deshalb auch nicht an, unſeren an dem beſtehenden Vertrag den Anſichten des Verwal— 
Verbandsgenoſſen und allen Leſern unſeres Blattes zu- tungsrates zufolge angebracht werden ſollten, beſtand die 
nächſt im Nachfolgenden einen Bericht über die Verhand- [Rede des Herrn Dr. Kully weſentlich in einem Plaidoyer 
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für die gänzliche Beſeitigung des „Volksblattes“. 
ſondere verſuchte der Präſident der Verwaltungsrats den 
Nachweis zu führen, daß der Abonnementsvertrag betr. 
das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ ſtatutenwidrig ſei und 
darum gekündigt werden müſſe; in den Statuten ſtehe 
nichts davon, daß es Aufgabe des A. C. V. jei „Zei— 
tungen zu ſervieren“. Das möge der Verband ſchwei— 
zeriſcher Konſumvereine tun; der ſei dazu berechtigt, aber 
wenn dieſer es tun wolle, ſo ſolle er nicht die Mittel der 
Verbandsvereine dazu verwenden. Ueberhaupt ließ die 
Rede des Herrn Dr. Kully deutlich ſeine Abneigung gegen 
den Verband erkennen, von dem er u. a. behauptete, daß 
durch ihn die Intereſſen des X. C. V. beeinträchtigt würden. 
Im „Genoſſenſchaftlichen Volksblatt“ würden die In— 
tereſſen des Verbands denen des A. C. V. vorgezogen und 
durch ſeinen agreſſiven Inhalt würden weite Kreiſe der 
vom Handel lebenden Bevölkerung von Baſel verletzt. 

Wir werden auf dieſen Teil der Rede des Herrn 
Dr. Kully ſpäter noch näher zurückkommen, wie wir denn 
überhaupt ſeine Ausführungen in genauem Wortlaut — 
wir haben ſie ſtenographiſch aufnehmen laſſen — an dieſer 
Stelle mitzuteilen beabſichtigen, um uns damit Punkt für 
Punkt auseinanderzuſetzen. 

Namens der acht Mitglieder des Verwaltungsrates, 
die gegen die Kündigung des Volksblattvertrags geſtimmt 
hatten, begründete hierauf Herr E. Angſt den Antrag, 
die Genehmigung des Kündigungsbeſchluſſes nicht aus— 
zuſprechen, dagegen den Verwaltungsrat zu beauftragen, 
mit der Verbandsdirektion wegen Abänderung des be— 
ſtehenden Vertrags gemäß einigen im Verwaltungsrat 
geäußerten Wünſchen in Unterhandlung zu treten und 
ſpäter einen neuen Vertrag dem Genoſſenſchaftsrat zur 
Ratifikation vorzulegen. Ein ſolches Vorgehen entſpreche 
nicht nur den bisherigen freundſchaftlichen Beziehungen 
des X. C. V. zum Verbande ſchweiz. Konſumvereine, ſondern 
biete auch beſſere Garantien für das Zuſtandekommen 
eines neuen Vertrages, als das Ausſprechen der Kündi— 
gung des alten Vertrages, zumal die Verbandsdirektion 
in verbindlicher Weiſe erklärt habe, an Stelle des bis— 
herigen Vertrags jeder Zeit einen neuen treten zu laſſen 
und Wünſche der Verwaltung des . C. V. gerne berück— 
ſichtigen zu wollen. 

Von den Mitgliedern des Genoſſenſchaftsrates nahm 
zunächſt Herr Hainthaler das Wort, um zu erklären, 
daß er den Antrag der Verwaltungsratsminderheit zur 
Annahme empfehle. Wenn auch ſcheinbar der Unterſchied 
zwiſchen dieſem und dem von Dr. Kully begründeten An— 
trag nicht groß ſei, ſo habe doch die Rede des letzteren 
bewieſen, daß es einem Teil des Verwaltungsrats nicht 
ernſt damit ſei, neue Vereinbarungen zu treffen. Die 
Tendenz ſei, die Genoſſenſchaft ihres Organs zu berauben, 
und hiergegen ſolle ſich der Genoſſenſchaftsrat ausſprechen. 

Herr Ur. R. Kündig, der hierauf ſprach, nahm zu— 
nächſt auf ein den Genoſſenſchaftsräten der bürgerlichen Gruppe 
zugeſtelltes Zirkular Bezug, das in ſeinem erſten Teil lautete: 

„Die Verſammlung (der bürgerlichen Gruppe) zur 
heutigen Genoſſenſchaftsratsſitzung hat beſchloſſen, es ſei 
die Ratifikation des Verwaltungsratsbeſchluſſes betr. Kün— 
digung des Abonnements-Vertrags des „Genoſſenſchaftlichen 
Volksblattes“ zu beſchließen. Die Mitglieder un- 
ſerer Gruppe ſind verpflichtet, ſich ſtrikte 
an dieſen Beſchluß zu halten.“ 

Dr. Kündig erklärte, obwohl ſelbſt Angehöriger der 
bürgerlichen Gruppe, gegen einen ſolchen Gewiſſenszwang 
und Parteiterrorismus proteſtieren zu müſſen und ſich 
ihm nicht unterwerfen zu können. Er widerlegte ſodann 
verſchiedene Behauptungen, die vom Verwaltungsrats— 
präſidenten aufgeſtellt worden waren, und wies im be— 


ſondern nach, daß, wenn ſich der A. C. V. im „Genoſſen— 
ſchaftlichen Volksblatt“ ein Organ geſchaffen habe, er dadurch 
uns nicht die Statuten verletze, ſondern ſich nur eines beſonders 
nützlichen und zweckentſprechenden Mittels zur Realiſierung 
ſeiner großen volkswirtſchaftlich und ſozialen Aufgaben bediene. 


Insbe- 
ı geichichte des „Genoſſenſchaftlichen Volksblattes“ hin betonte, 


Herr J. Frey wies namentlich auf die Enſtehungs— 


daß die unaufhörlichen Angriffe der Gegner der Konſum— 
vereine zur Schaffung einer eigenen Preſſe geführt hätten 
und bedauerte, daß der gegenwärtige Verwaltungsrat nicht 
mehr das Verſtändnis für die Notwendigkeit eines Organs 
zur Wahrnehmung der Intereſſen der Genoſſenſchaft zu 
beſitzen ſcheine, das Männer, wie Prof. Schär, ſ. 3 
hätten ſchaffen helfen. 

Herr Dr. H. Müller beſchäftigte ſich hauptſächlich 
mit den Behauptungen, die Dr. Kully in Bezug auf das 
Verhältnis des Verbandes zum X. C. V. aufgeſtellt hatte 
und ſetzte ſich mit der Kritik auseinander, die am Inhalt 
des „Genoſſenſchaftlichen Volksblattes“ geübt worden ſei. 

Herr Dr. Oskar Schär erklärte, daß er von dem 
gegenwärtigen Verwaltungsrat andere Reformen und 
Taten erwartet habe, als er ſie jetzt in Vorſchlag bringe. 
Unter Umſtänden hätte er ſich mit der Kündigung des 
gegenwärtigen Vertrages betreffend „Volksblatt“ einver— 
ſtanden erklären können, aber er habe heute zum Ver— 
waltungsrat nicht mehr das Vertrauen, daß es ihm darum 
zu tun ſei, einen neuen Vertrag zu vereinbaren. 

Herr Dr. Witzig dagegen ſprach ſich für Annahme 
des Antrages der Majorität des Verwaltungsrats aus 
und zwar mit Gründen, die wir nicht unterlaſſen werden, 
den ſchweiz. Genoſſenſchaftlern ebenfalls im ſtenographiſchen 
Wortlaut vorzulegen. Der Redner beklagte u. a. daß die 
Mitglieder durch das Volksblatt nur über die Vorteile 
des Genoſſenſchaftsweſens, nicht aber über ſeine Schatten— 
ſeiten aufgeklärt würden. Die große Verbreitung der 
Konſumvereine führe zur Ueberproduktion und ſei deshalb 
ſchädlich. Auch die Meinungen der Gegner der Konſum— 
vereine ſollten im Volksblatt zum Wort kommen. Die 
Polemik dagegen ſei nicht von gutem, nur die Wiſſenſchaft 
könne uns fördern. Man ſei auf dem Holzwege, wenn 
man die Genoſſenſchaft als Selbſtzweck betrachte. 


Herr Chr. Gaß begann damit, ebenfalls gegen den 
Parteiterrorismus der bürgerlichen Gruppe zu proteſtieren. 
Er habe nicht 30 Jahre für den A. C. V. gearbeitet, um 
der „Schnürlimann“ einiger Leute zu werden, die in der 
Hinterſtube einer Wirtſchaft ſich zu beſtimmen anmaßten, 
wie die Mitglieder des Genoſſenſchaftsrates zu ſtimmen 
hätten. Man ſei im Genoſſenſchaftsrate zu dem Zwecke 
beiſammen, um ſich gegenſeitig zu belehren und jeder 
müſſe und dürfe hier nach eigener Ueberzeugung ſtimmen. 
Dr. Witzig gegenüber bemerkte er, wenn er noch nicht 
wiſſe, was ein Konſumverein ſei und die Belehrung der 
Speziererblätter benötige, ſo täte er beſſer, die Hand vom 
Pfluge zu laſſen und ſich nicht das Amt eines Genoſſen— 
ſchaftsrates aufzuladen. Er hätte gehofft, daß durch die 
letzten Wahlen dem Parteitreiben der Riegel geſtoßen wäre, 
müſſe aber heute leider geſtehen, daß es ſtatt beſſer, 
ſchlimmer geworden wäre. Wer es mit dem Konſumverein 
wirklich gut meine, könne unmöglich zur Kündigung des 
Volksblattes die Hand bieten. 

Nachdem noch zwei Mitglieder der bürgerlichen Gruppe 
deren Vorgehen zu rechtfertigen geſucht hatten, wobei der 
eine erklärte, die Rede Dr. Kully's ſei zu „ſchwarz“ auf— 
gefaßt worden, während der andere meinte, man dürfe 
im Vertrauen zum Verwaltungsrat, der ſelbſt erkläre, 
einen neuen Vertrag abſchließen zu wollen und dabei nur 
freie Hand haben möchte, für Kündigung des Vertrags 
ſtimmen, erhielt Dr. Kully das Schlußwort, in dem er 
kurz gegen verſchiedene Reduer polemiſierte. 

Auf Antrag von Mitgliedern der bürgerlichen Gruppe 
wurde dann namentliche Abſtimmung verlangt, die das 
ichon erwähnte Reſultat ergab. Gegen den Antrag auf 
Genehmigung der Kündigung ſtimmten die Mitglieder der 
Arbeitergenoſſenſchaftsratsgruppe und vier bütgerliche Ge— 
noſſenſchaftsräte (Dietrich, Gaß, Dr. Kündig und Schär), 
die übrigen Genoſſenſchaftsräte der bürgerlichen Gruppe 
ſtimmten dagegen geſchloſſen dafür. 


Ein Rampf um asche Necht. 


Der Entſcheid 5 Bundesrates. 
(Vom 28. Juni 1905.) 


Der ſchweizeriſche Bundesrat 
hat 


über die Beſchwerde der Konſumgenoſſenſchaft Bern 
gegen den Regierungsrat des Kantons Bern betreffend 
Verweigerung eines Patents für den Kleinhandel mit 
geiſtigen Getränken; 
auf den Bericht ſeines Juſtiz- und Polizeidepartements, 
folgenden Sa gefaßt: 


In tatſächlicher Besichung wird feſtgeſtellt: 

Mit Eingabe vom 5. Ari 1905 beſchwerte jich die 
Konſumgenoſſenſchaft Bern beim Bundesrat über den Ent- 
ſcheid des Regierungsrats des Kantons Bern vom 25. Januar— 
4. Februar 1905, durch den ihr ein Patent zum Kleinhandel 
mit geiſtigen Getränken für ihr Geſchäft an der Militärſtraße 
verweigert worden war. Sie ſtellte dabei das Begehren: 

Der Bundesrat wolle den angefochtenen Entſcheid 
der Berner Regierung vom 25. Januar 4. Februar 1905 
als bundesverfaſſungswidrig aufheben und die genannte 
Regierung verhalten, der Konſumgenoſſenſchaft Bern das 
von ihr nachgeſuchte Kleinhandelspatent für den Verkauf 
von Wein und Bier an ihre Mitglieder im Laden an der 
Militärſtraße in Bern zu erteilen. 

Zur Begründung führte ſie im weſentlichen folgen— 
des an: 

Das Wirtſchaftsgeſetz des Kantons Bern mache in 
SS 6 und 36 die Erteilung von Patenten für den Klein— 
handel mit geiſtigen Getränken vom lokalen Bedürfnis 
und vom öffentlichen Wohl abhängig. Im Prinzip ſei 
nun bisher auch im Kanton Bern ſtets anerkannt worden, 
daß die Konſumvereine und die Privathändler gleichen 
Anſpruch auf die Erteilung von Kleinhandelspatenten 
haben. Die Rechtsgleichheit ſei aber in dieſer Hinſicht 
erſt dann voll gewahrt, wenn das Prinzip ausnahmslos 
in der Praxis verwirklicht werde, wenn kein einziger Fall 
exiſtiere, in dem es verletzt worden wäre. Dem ſei leider 
in der Stadt Bern nicht ſo. Hier ſei das Spitalacker— 
quartier in raſcher Entwicklung begriffen, und in dieſem 
Quartier bildeten die Konſumverbändler einen anjehnlichen 
Prozentſatz der Bevölkerung. Der Konſumladen an der 
Militärſtraße erfreue ſich daher einer regen Frequenz; er 
nehme unter den zwölf Magazinen der Konſumgenoſſen— 
ſchaft Bern jetzt ſchon den dritten Rang ein und ſein Ver— 
trieb von Wein und Bier im Großhandel (von zwei Litern 
an) ſteige von Jahr zu Jahr und habe z. B. im Jahr 
1903/1904 die Zahl von 15,115 Litern erreicht. Ange— 
ſichts dieſer Verhältniſſe habe die Konſumgenoſſenſchaft 
ſich auch um ein Patent für den Kleinvertrieb geiſtiger 
Getränke beworben. Denn im Spitalackerquartier beſtünden 
zwar ſchon mehrere privathändleriſche Kleinverkaufsſtellen, 
aber es dürfe den Konſumvereinlern nicht zugemutet werden, 
ſich bei dieſen im Kleinhandel zu verſehen und damit 
ihren wirtſchaftspolitiſchen Prinzipien untreu zu werden 
oder auf den Einkauf im kleinen überhaupt zu verzichten. 
Nachdem das Geſuch der Konſumgenoſſenſchaft Bern von 
der Direktion des Innern abgewieſen worden ſei, habe ſie 
an den Regierungsrat rekurriert und dabei namentlich 
geltend gemacht, daß man die im Spitalackerquartier 
(Militärquartier) wohnenden Konſumvereinler weder ſchlech— 
ter behandeln dürfe als ihre Genoſſen in andern Stadt— 
teilen (woſelbſt die Konſumgenoſſenſchaft überall patentierte 
Kleinverkaufsſtellen beſitzt), noch ſchlechter als die nicht 
zum Verband gehörenden Konſumenten desſelben Quartiers, 
denen privathändleriſche Verkaufsſtellen genug zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. 

Es wäre ungerecht und gewalttätig, durch Ver— 
weigerung des Kleinhandelspatentes an Privathändler die 
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Bürger indirekt zu zwingen, wider ihren Willen oder Ge— 
ſchmack der Konſumgenoſſenſchaft beizutreten. Aber ebenjo 
ungerecht und gewalttätig ſei es, umgekehrt die Mitglieder 
der Konſumgenoſſenſchaft zwingen zu wollen, ihren Bedarf 
bei Händlern zu befriedigen oder aber ſich Entbehrungen, 
Umwege, Zeitverluſte aufzuerlegen, die den Bürgern in 
andern Quartieren (und, könnte man beifügen, den nicht 
konſumvereinlichen Bürgern desſelben Quartiers) erſpart 
bleiben. 

Mit Entſcheid vom 25. Januar, 4. Februar 1905 
habe der Regierungsrat den Rekurs abgewieſen. Er laſſe 
ſich in der Motivierung nicht auf eine Betrachtung des 
heute beſtehenden Zwieſpalts zwiſchen Privathandel und 
genoſſenſchaftlichem Warenvertrieb ein; er konſtatiere nur, 
daß nach ſeiner Anſicht im Spitalackerquartier ſchon ge— 
nügend Kleinverkaufsſtellen beſtünden, ohne dabei zu be— 
rückſichtigen, daß es lauter Privatgeſchäfte ſind und ſomit 
die große Kollektivorganiſation dabei zu kurz gekommen 
iſt. Vielleicht werde ſich die Regierung auf den Stand- 
punkt ſtellen, Kleinverkaufsſtelle ſei für ſie Kleinverkaufs— 
ſtelle, und um die Form und Methode des Vertriebs, ob 
individualiſtiſch oder kollektiv, kümmere ſie ſich abſichtlich 
und grundſätzlich nicht. Allein dieſe angebliche Indifferenz 
würde ſofort verſchwinden, wenn der Fall umgekehrt läge, 
wenn zufällig einmal der Konſumladen mit dem Klein— 
patent der erſte auf dem Plane geweſen wäre. Dieſem 
Konſumladen würde die Regierung, und das mit vollem 
Recht, niemals die Konkurrenz eines Privathändlers er— 
ſparen, der ſich nach ihm um das Patent bewerben würde, 
um nun auch den Nichtkonſumverbändlern ihren Bedarf 
zu decken. Die Regierung würde ſich hüten, und das mit 
Recht, den Leuten zuzumuten, ſie ſollen der Konſumge— 
noſſenſchaft beitreten. Eine Regierung die ſo ſpräche, 
würde ihrer neutralen Rolle untreu. Aber ſie werde es 
im gleichen Maße, wenn ſie nun umgekehrt den Mit— 
gliedern der Konſumgenoſſenſchaft zumutet, ſich wieder 
unter die Kundſame der privaten Zwiſchenhändler ein— 
zureihen. 

Die Ignorierung der beſtehenden wirtſchaftlichen Ge— 
genſätze komme im vorliegenden Fall einer Parteinahme 
gleich und ſei darum mit der Rechtsgleichheit unvereinbar. 

I. 

In ſeiner Rekursantwort vom 29. April 1905 bean— 
tragte der Regierungsrat des Kantons Bern Abweiſung 
des Rekurſes aus folgenden Gründen: 

Da der Eintritt in die Konſumgenoſſenſchaft Bern 
jedermann lediglich durch Ausſtellung einer Beitrittser— 
klärung freiſtehe, ſo ſtehe es von vornherein feſt, daß es 
ſich auch im vorliegenden Fall um die Er— 
richtung einer öffentlichen Kleinverkaufs— 
ſtelle handle. Bei Erteilung der Bewilligung für 
eine ſolche habe die Behörde nur zu prüfen, ob ſie mit 
Rückſicht auf das öffentliche Wohl und das lokale Be— 
dürfnis zuläſſig ſei oder nicht. Maßgebend bei Beurteilung 
dieſer Frage ſei aber für die Behörde nur das Verhältnis 
zwiſchen der Zahl der beſtehenden Kleinverkaufsſtellen 
und der Geſamtbevölkerung des Quartiers; denn da ſich 
das Geſetz im Kampf zwiſchen den Konſumentenverbänden 
und Kleinhändlern ganz neutral verhalte, könne auch das 
numeriſche Verhältnis zwiſchen Konſumgenoſſenſchaftern 
und Nichtkonſumgenoſſenſchaftern innerhalb der Bevölkerung 
des betreffenden Stadtteils nicht von Einfluß auf die Be— 
urteilung der Bedürfnisfrage ſein. So ſei denn auch bei 
Erteilung der Kleinverkaufspatente an die Konſumgenoſſen— 
ſchaft Bern in andern Quartieren der Stadt die Bedürfnis— 
frage immer mit Rückſicht auf die Geſamtbevölkerung 
beurteilt worden. 

Mit Rückſicht darauf, daß im Spitalackerquartier ſchon 
genügend Kleinverkaufsſtellen und Wirtſchaften, die ja 
ebenfalls Kleinhandel mit geiſtigen Getränken über die 
Gaſſe betreiben dürfen, beſtehen, ſeien bereits fünf Geſuche 
um Errichtung weiterer Kleinverkaufsſtellen abgewieſen 
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worden. Eine rechtsungleiche Behandlung der Bürger 
würde alſo gerade in der Erteilung der Bewilligung an 
den Konſumladen liegen, während ſie andern Bewerbern 
verſagt worden iſt. In einer Patenterteilung an die Re⸗ 
kurrentin wäre nichts anderes als eine mit der Neutrali— 
tät des Geſetzes und der Exekutivbehörde im ſchroffſten 
Widerſpruch ſtehende Parteinahme für die Genoſſenſchafts— 
intereſſen zum Ausdruck gekommen. Sonach könne von 
einer Verletzung der Rechtsgleichheit durch den angefochtenen 
Entſcheid des Regierungsrats keine Rede ſein. 

B. 
Beziehung fällt in Betracht: 

J. 

Da die Konſumgenoſſenſchaft Bern ihre Waren aus— 
ſchließlich an ihre Mitalieder abſetzt, ſo könnte allerdings 
die vom Regierungsrat im Eingang zur Rekursbeaut— 
wortung ohne weiteres bejahte Frage aufgeworfen werden, 
ob wirklich bei Erteilung eines Kleinhandelspatents an die 
Rekurrentin eine öffentliche Verkaufsſtelle entſtehe. Denn 
der öffentliche Charakter ſcheint einer ſolchen Verkaufsſtelle 
zum mindeſten nicht abſolut zugeſchrieben werden zu können, 
ſo lange alle Nichtkonſumvereinler von der Befriedigung 
ihrer Bedürfniſſe nach geiſtigen Getränken in kleinen 
Quantitäten bei der Verkaufsſtelle der Rekurrentin aus— 
geſchloſſen ſind. Allein eine nähere Prüfung dieſer Frage 
darf füglich unterbleiben; denn es ſteht außer allem Zweifel, 
daß ſich die Rekurrentin um ein Patent zum Kleinhandel 
mit geiſtigen Getränken im Sinne des berniſchen Wirt— 
ſchaftsgeſetzes — § 36 ff. — beworben hat und ſich durch 
deſſen Verweigerung in den ihr durch Art. 31 und 4 der 
Bundesverfaſſung garantierten Rechten verletzt glaubt. 
Wie weit die Rekurrentin die ihr aus dem Patent zu— 
ſtehenden Rechte ausübt, ob ſie insbeſondere an alle 
Käufer oder nur an ihre Genoſſenſchafter Ware abgibt, 
iſt in ihr Ermeſſen geſtellt. Tatſache bleibt, daß ſie ſich 
um ein Kleinverkaufspatent bewirbt. Hieraus ergibt ſich 
auch die Kompetenz des Bundesrates zum Entſcheid über 
die rechtzeitig eingelegte Beſchwerde. 

I. 

Zur näheren Begründung der Beſchwerde verſucht 
die Rekurrentin nachzuweiſen, daß in der Patentverweige— 
rung eine Rechtsungleichheit liege, und zwar erblickt ſie 
in dem angefochtenen Entſcheid eine Verletzung der Gleich— 
ſtellung vor dem Geſetz in zweifacher Hinſicht: 

einmal darin, daß ihr das Patent vorenthalten wird, 
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trotzdem die Konſumgenoſſenſchafter im Spitalackerquartier 
einen hohen Prozentiat der Bevölkerung bilden; 

und ferner darin, daß ihr ein Patent in dieſem Quar— 
tier verweigert wird, während ſie für ihre Verkaufsmagazine 
in andern Quartieren der Stadt Kleinverkaufsbewilli— 
gungen erhalten hat. 

Dabei iſt aber zu beachten, daß die Rekurrentin 
weder behauptet noch bewieſen hat, es beſtehe im betref— 
fenden Stadtteil, mit Rückſicht auf die dortige Bevölkerungs— 
ziffer, überhaupt das Bedürfnis nach Er richtun g 
einer neuen Kleinverkaufsſtelle für gei— 
ſtige Getränke. 

Mit dieſer Feſtſtellung iſt aber vom Standpunkt der 
heutigen Geſetzgebung des Bundes und des Kantons Bern 
dem Begehren der Rekurrentin jede Grundlage entzogen. 
Die Kantone ſind nach Art. 31 der Bundesverfaſſung be— 
rechtigt, die Verleihung von Kleinverkaufspatenten von 
der Bedürfnisfrage abhängig zu machen. Die meiſten 
Kantone und ſo auch der Kanton Bern haben von dieſem 
Recht in ihrer Wirtſchaftsgeſetzgebung Gebrauch gemacht. 
In allen dieſen Kantonen wird die Bevölkerungsziffer der 
Oertlichkeit, für die ein Patent verlangt iſt, als ein maß— 
gebender Faktor für die Beurteilung der Bedürfnisfrage 
berückſichtigt, und zwar ſtets die Ziffer der geſamten Be— 
völkerung. Dies iſt auch der in Art. 31, litt. c, der 
Bundesverfaſſung aufgenommenen, das Wirtſchaftsweſen 
und den Kleinhandel mit geiſtigen Getränken beſchränken— 
den Beſtimmung allein entſprechend. Wenn dort davon 
geſprochen wird, daß die Kantone Beſchränkungen aufitellen 
dürfen, welche durch das öffentliche Wohl gefordert 
werden, jo kann der Begriff der salus publiea nur auf 
die geſamte Bevölkerung, d. h. auf das Staatsganze be— 
zogen werden. Es haben auch einzelne Kantone (z. B. 
Zürich) direkt eine Proportion zwiſchen der Bevölkerungs— 
zahl eines Ortes und den zu bewilligenden Verkaufsſtellen 
gezogen, was vom Bundesrate als im Einklang mit der 
Verfaſſungsbeſtimmung ſtehend erachtet wurde (vgl. v. Salis, 
Bundesrecht II, Nr. 932, S. 773). Die Geſetzgebung 
gibt ſomit der die Patente bewilligenden Behörde kein 
Mittel an die Hand, um bei ihrem Entſcheid der Spaltung 
der Bevölkerung in verſchiedene Intereſſengruppen beſonders 
Rechnung zu tragen. 

Ueberall da, wo der Bedürfnisartikel herrſcht, kommt 
auch ein gewiſſes Prioritäts und Reihenfolgeprinzip zur 
Geltung, d. h. es werden nach der Reihenfolge der Be— 
werbungen ſo viel 4 erteilt, als zur eng 


Umſchau. 
Es iſt das Gleichnis von den Arbeitern 


9 
Die Ersten und die Sehten: im Weinberg, das Jeſus anſtimmte, 


als der reiche Jüngling auf das Geheiß, all ſein Beſitztum zu ver⸗ 


kaufen und den Erlös den Armen zu geben, „betrübt“ von dannen 
zog. 
Jünger, eher geht ein Kamel durch ein Nadelöhr als ein Reicher 
ins Reich Gottes. 
Reichtum) die erſten ſind, die letzten ſein, und ſolche, die jetzt (weil 
ſie alles verlaſſen haben), die letzten ſind, die erſten ſein. Es gleicht 
nämlich das Himmelreich einem Hausherrn, der mit Tagesanbruch 
ausging, um Arbeiter für ſeinen Weinberg zu mieten. Als er ſich mit 


„Wahrhaftig, ich ſage euch, wandte ſich nun Jeſus an jeine | 


Vielfach werden ſolche, die jetzt (durch ihren 


den Arbeitern auf einen Denar für den Tag geeinigt hatte, ſchickte 


er ſie in ſeinen Weinberg. Als er um die dritte Stunde ausging, 
ſah er andere auf dem Markt müſſig daſtehen und ſagte zu ihnen: 
„Geht ihr auch in den Weinberg, was recht iſt, will ich euch dafür 
geben“! Und ſie gingen hin. Weiter ging er um die ſechſte und 
neunte Stunde aus und machte es ebenſo. 
Stunde (5 Uhr) ausging, ſah er andere ſtehen und ſagte zu ihnen: 
„Warum ſteht ihr hier den ganzen Tag müſſig?“ Sie ſagten zu 
ihm: „weil uns niemand gemietet hat“. Er ſagte zu ihnen: 
ihr auch in den Weinberg!“ 
des Weinbergs zu ſeinem Verwalter: 


Als er um die elite | 


„Geht 
Als es Abend war, ſagte der Beſitzer | 


von der elften Stunde und es erhielt jeder einen Denar. Als 
die erſten herankamen, glaubten fie, ſie würden mehr bekommen, laber 
auch ſie bekamen jeder einen Denar. Da murrten ſie gegen den 
Hausherrn und ſagten: „Dieſe letzten haben eine Stunde gearbeitet 
und du haſt ſie uns gleichgeſtellt, die wir die Laſt des Tages und 
die Hitze getragen haben!“ Ex redete einen von ihnen an und 
ſagte: „Lieber Freund, ich tue dir nicht unrecht. Haſt du dich nicht 
mit mir auf einen Denar geeinigt? Nimm das deine und geh. 
Ich will dieſen letzten ſo viel geben als wie dir. Darf ich mit meinem 
Gelde nicht machen was ich will, oder blickſt du neidiſch, weil ich 
gut bin? So werden die letzten die erſten und die erſten die letzten 
ſein.“ (Nach Stage's „Neuem Teſtament“, überſetzt in der Sprache 
der Gegenwart.) 

Wohl in keinem andern Gleichniſſe Jeſu kommt das 
innerſte Weſen der chriſtlichen Heilsordnung in ſo feinen 
Abtönungen zum Ausdruck. Vom Himmelreich und ſeiner Gerechtig 
keit iſt die Rede, und die traditionelle chriſtliche Exegeſe hat dieſes 
Gleichnis auch nie anders als vom Geſichtspunkte jenſeitiger Ver— 
geltung ausgelegt. Dieſe Auffaſſung hat in zwei weltgeſchichtlichen 
Epochen ein poſitives und ein negatives Reſultat gezeitigt. Den 
aufrichtigen, naiven und konſequenten Glaubenseifer trieb ſie in die 
Weltflucht, den halben, zagen, unentſchiedenen, lauen Glaubensſinn 
machte ſie zum bewußten oder unbewußten Heuchler, und aus dem 


Deutung. 


„Rufe die Arbeiter und zahle Gegenſatz von Weltverneinung und Weltbejahung erwuchs ſchließlich 


den Lohn aus, zuerſt den letzten, zuletzt den erſten!“ Es kamen die als entſchieden negatives Produkt die Glaubens verneinung und 


des lokalen Bedürfniſſes nötig find. Iſt die genügende 
Zahl erreicht, ſo hört auch die weitere Patenterteilung, 
ohne Anſehen der Perſon des Bewerbers, auf, bis irgend 
welche Umſtände eintreten, z. B. Vermeh— 
rung der Bevölkerung, des Verkehrs e., 
die die Erteilung neuer Patente rechtfertigen. Allein ſolche 
Umſtände ſind nach dem gegenwärtigen Stand der Geſetz— 
gebung eben nur dann zu berückſichtigen, wenn ſie in 
der Allgemeinheit wirkſam ſind. Den Nach— 
weis ſolcher Umſtände aber hat die Rekurrentin nicht er— 
bracht. Der einzige tatſächliche Nachweis bezieht ſich dar— 
auf, daß der Großhandel mit geiſtigen Getränken des 
Konſumdepots im Spitalackerquartier in den letzten Jahren 
eine erhebliche Zunahme erfahren hat. Daraus kann aber 
ein irgendwie ſicherer Schluß auf das Bedürfnis nach 
vermehrtem Kleinhandelsverkehr nicht gezogen werden. 
Gegenüber dieſen Erwägungen kann die Berufung 
der Rekurrentin auf die Rechtsgleichheit zu keinem andern 
Ergebnis führen. Sie behauptet, in ihrem Anſpruch auf 
Gleichbehandlung dadurch verletzt zu ſein, daß ihre Mit— 
glieder gezwungen find, ihre Bedürfniſſe in Beziehung 
auf den Ankauf von geringern Quantitäten geiſtiger Ge— 
tränke bei den beſtehenden Kleinverkaufsſtellen zu befrie— 
digen, während ſie lieber bei einem Konſumdepot kaufen 
würden. Bei dieſem Argument wird aber überſehen, 
daß der Rekurs nicht geführt wird von den Mitgliedern 
der Konſumgenoſſenſchaft als präſumtiven Käufern, ſondern 
daß die Konſumgenoſſenſchaft Bern als Rekurrentin auf— 
tritt. Dieſe verlangt ein Kleinverkaufspatent, alſo die 
Berechtigung zu verkaufen. Sie verlangt dieſe Be— 
rechtigunguneingeſchränkt; d. h. ein Patent, welches 
ihr die Berechtigung erteilt, an alle Perſonen, die bei ihr 
kaufen wollen, nicht nur an ihre Mitglieder, zu verkaufen. 
Ein anderes Patent kann ihr auch gar nicht erteilt werden, 
daes nur zum allgemeinen Verkauf be— 
rechtigende Patente gibt. Wenn ihr ein ſolches 
Patent verweigert wird, weil kein Bedürfnis vorliegt, 
kann ſie eine Verletzung der Rechtsgleichheit nicht deshalb 
behaupten, weil ihre Mitglieder nun gehalten werden, bei 
andern Perſonen zu kaufen. Bei der Erteilung 
eines Patentes handelt es ſich alſo in erſter 
Linie gar nicht um den Kauf, ſondern um den 
Verkauf, und eine Verletzung der Rechtsgleichheit iſt 
in dieſer Beziehung nur denkbar in der Richtung, daß 
das beabſichtigte Gewerbe des Verkaufes geiſtiger Getränke 
dem einen in rechtsungleicher Weiſe gewährt, dem andern 
aber verweigert wird. Davon aber kann gar keine Rede 
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was von der Rekurrentin auch gar nicht beſtritten wird, 
daß ſie in der Tat ſchon vor Einreichung des Geſuches 
der Konſumgenoſſenſchaft einer Anzahl anderer Bewerber 
das Patent verweigert hat. Sie würde ſich, wie ſie ſelbſt 
richtig ausführt, geradezu einer Verletzung der Rechts— 
gleichheit ſchuldig gemacht haben, wenn ſie dem Geſuche 
der Rekurrentin Folge gegeben hätte. Denn der Inhalt 
des Patentes, als öffentlich rechtlicher Befugnis, geiſtige 
Getränke an jedermann zu verkaufen, wird durch eine 
Erklärung der Rekurrentin, ſie wolle nur an ihre Mit— 
glieder verkaufen, nicht geändert; eine ſolche Erklärung 
wäre unverbindlich für die Rekurrentin und jederzeit wider— 
ruflich. Es würde eben doch nur die Tatſache übrig 
bleiben, daß die Regierung der Konſumgenoſſenſchaft ein 
Patent für Kleinverkauf an jedermann erteilt hätte, ob— 
gleich ein Bedürfnis für ein ſolches Patent, wie die Re— 
kurrentin implieite zugibt, nicht beſteht. 

Soweit die Rekurrentin eine Verletzung der Rechts— 
gleichheit darin erblickt, daß ihr das Patent für den Laden 
im Spitalackerquartier verweigert wird, während ihre Ver— 
kaufsſtellen in andern Quartieren die Kleinverkaufsbe— 
willigung erhalten haben, ſo iſt zu ſagen, daß dieſe Be— 
hauptung nur dann ſtichhaltig wäre, wenn nach Geſetz 
ein Recht der Konſumgenoſſenſchaften auf beſondere vor— 
zugsweiſe Berückſichtigung bei Erteilung der Patente 
beſtünde, ſofern ihre Mitgliederzahl in einem beſtimmten 
Quartier dies rechtfertigen ſollte. 

Aus den obigen Ausführungen ergibt ſich, daß ein 
ſolches Recht nach der durchaus neutralen Geſetzgebung 
des Kantons Bern nicht beſteht. Auch ſind nach den An— 
gaben des Regierungsrats die Kleinverkaufspatente an die 
Genoſſenſchaft nicht deshalb erteilt worden, weil ſich die 
Genoſſenſchaft als ſolche darum bewarb, ſondern ſtets nur 
aus dem Grunde, weil im Zeitpunkt der Bewerbung der 
Genoſſenſchaft jeweilen ein Bedürfnis nach einer Klein— 
verkaufsſtelle im betreffenden Quartier mit Rückſicht auf 
deſſen Geſamtbevölkerung anerkannt werden mußte. 

Demgemäß wird anerkannt: 
Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. 

Bern, den 28. Juni 1905. 

Im Namen des ſchweizeriſchen Bundesrates, 
Der Bundespräſident: 
Ruchet. 
Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft: 
| Ringier. 


ſein, da die berniſche Regierung tatſächlich feſtgeſtellt hat, 


die materialiſtiſche Weltanſchauung, welche wiederum die Kultur- 
heuchelei, den Bildungsſtolz, die Machtanbetung, das Uebermenſchen— 
tum, die Empörung und die peſſimiſtiſche Verzweiflung erzeugte. 
Alle dieſe Entwicklungszuſtände haben ihre tiefſte Urſache in einer 
einjeitigen, rein übernatürlichen Auffaſſung der chriftlichen Heilslehre, 
in der ausſchließlichen Verlegung des Reiches Gottes in das Jenſeits, 
welcher der ideale Unglaube in ebenſo einſeitiger Weiſe die hinſicht— 
lich ihrer vollen Verwirklichung unmögliche Vorſtellung eines Erden— 
paradieſes entgegenftellte. In Wirklichkeit ſteht Chriſtus als Mittler 


und Verſöhner zwiſchen beiden Welten, und ſeine unter beſtimmten 


Bedingungen gegebenen Verheißungen beziehen ſich auf das zeitliche 
wie auf das ewige Leben. Er hat die Welt nicht verneint, ſondern 
überwunden, und über allen ſcheinbaren Widerſprüchen ſeiner Lehre 
leuchtet als Stern göttlicher Klarheit die ſittliche Wirkung ſeiner 
Gebote, die ſich in der Erfüllung in eine vollſtändige Harmonie des 
individuellen wie des ſozialen Lebens auflöſen. „Das Himmelreich 
iſt in euch“ iſt daher keine Phraſe, vielmehr eine tiefe Wahrheit, 
die jeder unbefangene Beobachter aus den Geſichtern echter Chriſten, 
die einem allerdings nicht auf Schritt und Tritt begegnen, heraus 


leſen kann. Wer ſich unter einem Chriſten einen Kopfhänger, einen 


Leiſetreter oder einen weichlich-ſentimentalen Himmelsſchwärmer 


vorſtellt, hat ſich ein falſches Bild gemacht und wahrſcheinlich noch 


feinen wahren Chriſten geſehen. Man wird in der Regel finden, 
daß ſich ein ſolcher ſehr wenig von einem aufrichtigen, wirklich 
gerecht geſinnten, allem Gemeinen und Niedrigen abholden, im 


übrigen aber weltförmigen Idealiſten unterſcheidet. Das Adels— 
zeichen beider, welches nie trügt, iſt die vollſtändige Furchtloſigkeit, 
welche ſich aus der Abweſenheit jeglicher Selbſtſucht erklärt, während 
der unechte Chriſt und der falſche Idealiſt mit unſicheren Tritten 
durch die Welt wandeln, bald in Uebermut, bald in Verzagtheit 
fallen, da ſie im Grunde ebenſowenig ſich ſelbſt als ihrer Umwelt 
trauen. Die Erfahrungen und Enttäuſchungen des Lebens, an 
welchen die ſittliche Energie der Echten wächſt und ſich läutert, 
drücken dieſe nieder und machen ſie zu Heuchlern und Opportuniſten. 
Unechtes Chriſtentum ſtirbt gleichwie unechter Idealismus an den 
Verletzungen des Selbſtgefühls, an den Schickſalsſchlägen und an 
den Mißerfolgen des Lebens, wogegen die Echten gegen alles Böſe 
und Widrige gewappnet find, weil fie nach ihrer innerſten Geſinnung 
außer dem Heil ihrer Seele und der Reinheit ihres Gewiſſens nichts 
Eigenes, Selbſtiſches und Niedrig-Perſönliches zu verlieren haben. Sie 
ſuchen deshalb auch keinen beſonderen Lohn, und ihr Streben geht nicht 
über das Glück und Wohlbefinden des Ganzen hinaus. Sie fühlen 
ſich als Knechte und Diener, ohne Stolz, ohne Ueberhebung, ohne 
Abwägung ihres Verdienſtes gegen die Verdienſte anderer. Der 
Chriſt iſt ein Knecht Gottes, der wahre, ſelbſtloſe Idealiſt ein Knecht 
ſeiner Sache bis zur äußerſten Selbſtverleugnung. 

In dieſen Zirkel chriſtlicher und idealiſtiſcher Lebensauffaſſung 
führt uns das Gleichnis von den Arbeitern im Weinberge. Es 
wirft Reflexe der himmlischen Lebensordnung in die irdiſche Arbeits- 
| ordnung, es ſtatuiert den Gegenſatz von abſoluter göttlicher Güte 
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VM. 
Rekurs an die Bundesverſammlung gegen den Bundesrats— 
beſchluß vom 28. Juni 1905. 
Herren Präſidenten, 
Herren National- und Ständeräte!“ 

Die unterzeichnete Genoſſenſchaft hatte ſich bei der 
Regierung des Kantons Bern um ein Patent zum Klein— 
handel mit Wein und Bier für ihre Ablage an der Militär- 
ſtraße in Bern beworben. Das Patent wurde ihr ver— 
weigert. Sie beſchwerte ſich hiergegen beim Bundesrate. 
Von dieſer Behörde mit Beſchluß vom 28. Juli 1905 
abgewieſen, zieht ſie hiermit ihre Beſchwerde an Ihre hohe 
Inſtanz weiter. Sie wiederholt das dem hohen Bundes— 
rate unterbreitete Rechtsbegehren, das dahin abzielt: 

es ſei der Konſumgenoſſenſchaft Bern 

zu geſtatten, in ihrer Ablage an der 

Militärſtraße in Bern Wein und Bier 

im Detail an ihre Mitglieder in gleicher 

Weiſe abzugeben, wie ſie dies in einer 

Reihe anderer Ablagen dermalen bereits 

ungehindert tun darf. 


Wir glaubten die Begründetheit dieſes Begehrens 
jchon in unſern Memorialen an die Berner Regierung 
und an den Bundesrat nachgewieſen zu haben. Wir 
berufen uns ausdrücklich auf den Inhalt dieſer Schrift— 
ſtücke. Der hohe Bundesrat hat ſie eingehend gewürdigt. 
Die Erwägung indeſſen, mit denen er unſern Ausführungen 
entgegengetreten und die Schlußfolgerungen, zu denen er 
gelangt iſt, haben uns zum Bewußtſein gebracht, daß wir 
unſern Rechtsſtandpunkt immer noch nicht deutlich, nicht 
gründlich, nicht erſchöpfend genug entwickelt hatten, um 
allen Mißverſtändniſſen, denen derſelbe ausgeſetzt iſt, vor— 
zubeugen. 

Aus der Prüfung der bundesrätlichen Erwägungen 
haben wir tatſächlich die Ueberzeugung geſchöpft, daß der 
Kern unſerer Argumentation von der urteilenden Behörde 
nicht erfaßt worden iſt. Der Bundesrat hat im Grunde 
an unſern Argumenten vorbeigeurteilt. Aber ſeine Dia— 
lektik hat das Verdienſt, uns deutlich gemacht zu haben, 
wo die Wurzeln des Mißverſtändniſſes liegen, und was 
von unſerer Seite noch geſagt werden muß, um die noch 
obwaltenden Mißverſtändniſſe zu beſeitigen. Dieſer Auf— 
gabe ſind die nachfolgenden ergänzenden Erörterungen 
gewidmet. 


Die Konſumgenoſſenſchaft Bern iſt, wie die meiſten 
Inſtitute dieſer Art, eine Vereinigung von Kleinbürgern, 
Arbeitern und ſonſtigen Einwohnern, die ſich zu einem 
Vereine zuſammengetan haben, um Lebensmittel und andere 
Verbrauchsartikel gemeinſam zu beziehen und durch dieſes 
Mittel den Mitgliedern die Vorteile des Engrosbezuges 
zu bieten, die ſonſt nur den reichen Leuten oder den In— 
habern ausgedehnter Wirtſchaftsbetriebe zugänglich ſind: 
größere Einkaufskraft, beſſere Auswahl unter den Liefe— 
ranten, Ausnützung der Marktkonjunkturen und, was die 
Hauptſache iſt, Erſparnis des Zuſchlages, um den der 
Zwiſchenhändler die Ware verteuert. 

Die Konſumgenoſſenſchaft Bern iſt alſo ihrem Weſen 
nach, wie ſchon ihr Name beſagt, ein Einkaufsverein zur 
Deckung des eigenen Bedarfs, des eigenen 
Konſums. Einen Wiederverkauf und Weitervertrieb 
der Waren an Dritte zur Erzielung eines Handelsprofites 
beabſichtigt und bewerkſtelligt ſie nicht. Die Manipulation 
der Weiterleitung der en gros bezogenen Waren an die 
Mitglieder, der Verteilung derſelben je nach den Bedürf— 
niſſen und Wünſchen des einzelnen Mitgliedes, muß zwar 
aus praktiſchen Gründen juriſtiſch in die Form des 
Verkaufes gekleidet werden; aber ein Verkauf, eine Handels— 
operation im wirtſchaftlichen Sinne des Wortes 
iſt ſie nicht: ſie zielt nicht auf den Profit des Lieferanten 
ab, ſondern lediglich auf die Verſorgung des Bezügers. 
Gerade ſo wie die Poſtanſtalt trotz dem von ihr betriebenen 
Verkauf von Poſtwertzeichen kein Handelsgeſchäft iſt, ſondern 
ein öffentlicher Dienſt. 

Die logiſche Konſequenz hiervon iſt, daß eine Konſum— 
genoſſenſchaft zur Austeilung von Wein und Bier unter 
ihre Mitglieder eines Kleinhandelspatentes eigentlich gar 
nicht bedarf, weil dieſer Operation ein weſentliches Merk— 
mal des Kleinhandels, die Erzielung eines Profites auf 
Koſten des Käufers, fehlt. Denn der Verein, der ſeine 
Waren nicht der Allgemeinheit feilbietet, ſondern ſie bloß 
ſeinen Mitgliedern zur Verfügung hält, treibt keinen 
Handel in des Wortes weſentlicher Bedeutung. Wenn 
z. B. eine Geſellſchaft von vier Freunden jeden Tag zwei 
Liter Bier kauft und dieſes Quantum unter die vier Ge— 
ſellſchafter verteilt, gegen jeweilige Einzahlung des den 
Einzelnen treffenden Preisanteiles in die gemeinſame Kaſſe, 
ſo wird es niemandem einfallen, dieſen Vertrieb einen 
Handel zu nennen und an eine Patenterteilung zu knüpfen. 
Wenn nun dieſer Freundeskreis im Lauf der Zeit an Zahl 
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und von traditionellem menſchlichem Rechtsgefühle. Die innere haupt nicht zu verſtehen iſt, zittern Töne der Verzweiflung an dem 


Harmonie des Gleichniſſes kommt in der bis zur göttlich milden 
Ironie geſteigerten Kontraſtwirkung zum vollen Ausdruck. Aus 
dieſem Rahmen herausgehoben, verliert das Geſamtbild alle feineren 
Züge, alle feſten Konturen und zerfließt in der unklaren Zwielichts- 
ſtimmung, in welcher es auch in der ausſchließlich überirdiſchen 
Beleuchtung erſcheint. Der ſittliche Kern des Gleichniſſes liegt in 
den Gegenſätzen der Parallele, in denen die ewige göttliche Willens— 
ordnung und die zeitlich -menſchliche Geſellſchaftsordnung wie zwei 
ſich negierende Mächte zuſammenſtoßen. Erdenſchwüle und menſch— 
liche Unraſt, himmliſche Ruhe und göttliches Gleichmaß atmet die 
Geſamtſtimmung, aber der leiſe ironiſche Ton läßt keinen Zweifel 
darüber, daß eine ſittliche Reflexwirkung auf die Menſchheit beab— 
ſichtigt iſt. Die Vorausſetzungen derſelben ſind jedoch durchaus 
perſönlicher und zeitlich bedingter Natur. Das Gleichnis iſt an ſich 
keine Allegorie, ſondern das momentane Produkt einer rein perſön— 


1 


lichen Erfahrung Jeſu, die in dem Verhalten des reichen Jünglings 


begründet iſt. Er ſah ihn an und liebte ihn, heißt es bei Markus, 
Als aber dann Jeſu ſeine Sonde noch tiefer in die Seele des Jüng— 
lings bohrte und den wunden Punkt ſo ſchmerzlich traf, daß der 
Jüngling betrübt von dannen zog, fielen auch die Schatten einer 
ſchmerzlichen Enttäuſchung auf die Seele Jeſu. 


des Jünglings empfand er in dieſem Augenblick das Schickſal der 
Menſchheit, klar und deutlich „den Pfahl in ihrem Fleiſche“ er— 
kennend. In dem Präludium des Gleichniſſes, ohne welches es über— 


Reichtum jeder Art. 


Das Weſen des Reichtums umſpannt in 
der Vorſtellung Jeſu die bevorzugte ſoziale Stellung 
überhaupt. In dem Jüngling tritt ihm die ganze ſoziale Ordnung 
ſeiner Zeit, ein Träger und Typus der „durch Beſitz und Bildung 
maßgebenden Kreiſe“ entgegen, die er gerne der Ordnung Gottes unter— 
werfen möchte, in denen er aber nun in dieſem Augenblick als für das 
Reich Gottes untaugliche Leute erkennt. Wahrſcheinlich hat er noch 
mehr geſprochen als überliefert iſt, denn ſeine Jünger gerieten ganz 
außer Faſſung und frugen entſetzt: „Ja, wer kann denn da noch 
ſelig werden? Der Jüngling war ein begüterter Idealiſt, aber 
Jeſus, der ſich niemals durch äußeren Schein täuſchen ließ, erkannte, 
daß er die Gerechtigkeit ſeines Beſitzes mitt ſich ſchleppte, 
und nun rollte er aus den Tiefen ſeiner Seele den Plan der gött— 
lichen Ordnung auf, indem er ein Gleichnis anſtimmte, das äußerlich 
ſehr ſtarke Anklänge an die talmudiſche Legende vom Rabbi Bun 
Bar Chijn verrät, innerlich aber von einer ganz entgegengeſetzten 
Tendenz durchzogen iſt. Das Gleichnis läßt ſich natürlich leicht in 
ganz verſchiedener Weiſe auslegen. Von der augenblicklichen Si— 


tuation und dem geſchichtlichen Standpunkt Jeſu ausgehend, deuten 


In dem Schickſal 


wir es für unſere Zeit in dieſer Art: 

Der Weinberg iſt das Reich Gottes, der Herr des Wein— 
berges iſt Gott, der Vater, die Arbeiter ſind die Menſchen, 
welche in Geſtalt der in voller Freiheit entgegengenommenen Ar— 
beitsbedingungen ein Tagewerk, eine Aufgabe und damit ſittliche 


derart zugenommen hat, daß praktiſche Erwägungen die 
Mitglieder veranlaſſen, ihre gemeinſame Bierkaſſe künſtlich 
(unter dem Namen Genoſſenſchaft) als juriſtiſche Perſon 
zu konſtruieren, jo wird dadurch am Weſen, an der wirt— 
ſchaftlichen Funktion des Vereines und ſeiner Verteilungs— 
operation nichts geändert; was bei vier Mitgliedern bloß 
eine Vereinigung zum gemeinſamen Warenbezug war, 
wird nicht bei hundert oder bei tauſend Mitgliedern 
plötzlich ein Verkaufsgeſchäft, und wird es auch dann 
nicht, wenn die Statuten den Beitritt zum Verein, mit 
oder ohne Eintrittsgebühr, jedem, der beitreten will, frei— 
ſtellen. Denn, mögen die Beitrittsbedingungen noch ſo 
liberal und weitherzig ſein, ſo hängt der Beitritt eines 
Mitgliedes doch unter allen Umſtänden von ſeiner freien, 
individuellen Entſchließung und Willenserklärung ab, und 
es iſt Tatſache, daß bis jetzt nur ein Bruchteil der berniſchen 
Bevölkerung eine derartige Erklärung abgegeben hat und 
dem Vereine beigetreten iſt. Die Konſumgenoſſenſchaft 
Bern iſt alſo ungeachtet ihrer ſehr leichten Aufnahms— 
bedingungen trotz alledem ein geſchloſſener Kreis beſtimmt 
abgegrenzter Perſonen geblieben. Sie iſt nicht, wie die 
Berner Regierung glaubte annehmen zu dürfen, mit der 
Oeffentlichkeit, mit der Allgemeinheit identiſch geworden, 
ſo ſehr auch ihre Intereſſen ſich mit den Intereſſen einer 
breiten Schichte des Volkes decken mögen. Das hat der 
Bundesrat richtig erkannt und, im Gegenſatz und Wider— 
ſpruch zur Berner Regierung, in Ziffer! ſeiner rechtlichen 
Erwägungen zum prägnanten Ausdrucke gebracht. Der 
Bundesrat räumt uns mit Recht ein, das es ſich für uns 
keineswegs um die Errichtung einer öffentlichen Klein— 
verkaufsſtelle handelt; er ſtellt feſt, daß die Patenterteilung 
unſere Ablage nicht zur öffentlichen Verkaufsſtelle geſtalten 
würde. Der öffentliche Charakter fehle, „ſo lange alle 
„Nichtkonſumvereinler von der Befriedigung ihrer Bedürf— 
„niſſe nach geiſtigen Getränken in kleinen Quantitäten bei 
„der Verkaufsſtelle der Rekurrentin ausgeſchloſſen ſind.“ 

Dieſe richtige grundlegende Feſtſtellung ruft logiſch 
der weiteren Frage: wenn die fragliche Vereinsablage 
anerkanntermaßen eine öffentliche Verkaufsſtelle nicht iſt, 
iſt der Verein für die en detail-Abgabe von Bier und 
Wein von dieſer Ablage aus an ſeine Mitglieder zur 
Löſung eines Patentes überhaupt verpflichtet? Und wenn 
ja, wann darf ihm dieſes Patent nach dem geltenden 
Staatsrecht des Bundes und des Kantons Bern ver— 
weigert, wann muß es bewilligt werden? Durfte es 
ſpeziell im konkreten Falle verweigert werden? 
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Das ſind u. E. die Fragen, auf deren Beantwortung 
es bei unſerem Rekurſe ankommt. Der Bundesrat aber 
hat ſie von vornherein aus dem Bereiche ſeiner Unter— 
ſuchung ausgeſchaltet. Eine nähere Prüfung dieſer Fragen— 
reihe, meint er, dürfe füglich unterbleiben; denn, ſagt er, 
„es ſteht außer allem Zweifel, daß ſich die Rekurrentin 
„um ein Patent zum Kleinhandel mit geiſtigen Getränken 
„im Sinne des berniſchen Wirtſchaftsge— 
„ſetzes — 85 36 ff — beworben hat.. Wie weit die 
„Rekurrentin die ihr aus dem Patent zuſtehenden Rechte 
„ausübt, ob ſie insbeſondere an alle Käufer 
„oder nur an ihre Genoſſenſchafter Ware 
„abgibt, it in ihr Ermeſſen geſtellt.“ In der Folge 
ſeiner Erörterung variiert der Bundesrat die nämliche 
Ueberlegung mit folgenden Worten: „(Die Rekurrentin) 
„verlangt ein Kleinverkaufspatent, alſo die Berechtigung, 
„zu verkaufen. Sie verlangt dieſe Berechtigung unein— 
„geſchränkt, d. h. ein Patent welches ihr die Be— 
„rechtigung erteilt, an alle Perſonen, die bei ihr kaufen 
„wollen, nicht nur an ihre Mitglieder, zu verkaufen.“ 
Und, etwas weiter: „ der Inhalt des Patentes, als 
„öffentlich rechtlicher Befugnis, geiſtige Getränke an je der— 
„mann zu verkaufen, wird durch eine Erklärung der 
„Rekurrentin, ſie wolle nur an ihre Mitglieder verkaufen, 
„nicht geändert; eine ſolche Erklärung wäre unverbindlich 
„für die Rekurrentin und jederzeit widerruflich...“ 

Dieſe Ausführungen mögen buchſtäblich wahr ſein, 
und doch liegt in denſelben das fundamentale Mißver— 
ſtändnis, dem wir die Abweiſung unſeres Rekurſes zu— 
zuſchreiben haben. 

Es iſt buchſtäblich wahr, daß wir uns um ein ge— 
wöhnliches Verkaufspatent beworben hatten, und es mag 
vielleicht auch wahr ſein, daß, wäre uns dieſes Patent 
bewilligt worden, ein Bruch unſeres der Behörde gegebenen 
Verſprechens, die Ware nur an unſere Mitglieder ab— 
zugeben, den Hinfall unſeres Patentes nicht ohne weiteres 
zur Folge gehabt hätte. 

Aber es iſt nicht minder wahr, daß, was wir tat— 
ſächlich poſtulieren und in allen unſern Eingaben poſtuliert 
haben, nicht das Verkaufspatent als ſolches und um ſeiner 
ſelbſt willen iſt. Was wir fordern, iſt lediglich das 
Recht unſerer Mitglieder, ſich in der von ihnen 
und für ſie an der Militärſtraße errichteten 
Ablage, wie mit andern Lebensmitteln, 
ſo auch mit Bier und Wein im Detail zu 
verproviantieren. Wir fordern dieſe Befugnis 


Normen empfangen. In den verſchiedenen Tagesſchichten und der 


ungleichen Arbeitszeit ſpiegelt ſich die Ungleichheit der Kräfte und 
die Stufenfolge der ſozialen Umſchichtungen. In der Art der 
Ablöhnung vollzieht ſich der billige Ausgleich im Sinne der 
göttlichen Willensordnung, deren Ziel eine Geſamtleiſtung iſt, an 
der ſich alle ohne ſelbſtſüchtigen Wettbewerb je nach ihren Kräften 
und bei gleichem Lohne beteiligen. In den murrenden Arbeitern 
reagiert das ſelbſtiſche und engherzige menſchliche Gerechtigkeitsgefühl*) 
gegen den ſolidariſchen Zweckgedanken Gottes, der das Wohl aller 
in Liebe umſchließt. Sowie das Geſetz der göttlichen Willens— 
ordnung in Kraft tritt, hebt ſich die Welt des Neides, der Selbſt— 
ucht und des Wettbewerbs aus ihren Angeln, und unter der Herr— 
ſchaft der Güte und der Liebe ereignet es ſich, daß die Erſten die 
Letzten und die Letzten die Erſten werden. Von dieſer Ordnung der 
Dinge aus leiten Wege hinüber in die Sphäre der ewigen Harmonie, 
die ſich aber nur den zur Reife der Gotteskindſchaft vorgeſchrittenen 
Seelen erſchließt. Sowohl im ſozialen wie im individuellen Lebens— 
kreiſe kann die Aufgabe, welche ein ſittliches Problem iſt, 
ganz oder teilweiſe ungelöſt bleiben, weil volle Freiheit befteht, 
Daher ſchließt das Gleichnis mit der ſcheinbar determiniſtiſchen 

* In der talmudiſchen Legende erhält der letzte Arbeiter vom König eben- 
ſoviel Lohn als die erſten, weil er „in zwei Stunden mehr geleiſtet“ als die 
andern den ganzen Tag. Es iſt leicht erſichtlich, daß die Pointe Jeſu in dieſer Be⸗ 
ziehung auf das gerade Gegenteil hinausläuft. In der Legende iſt der Herr ein 


König, in dem Gleichnis Jeſu ein Haushalter — zwei Welten, die auseinander 
ſtreben. 


Einſchränkung: „Denn viele ſind berufen, aber wenige ſind aus— 
erwählt.“ Der moderne Ueberſetzer hat dieſen Schlußſatz, der mit 
dem Evangelium Matthäi 20, Vers 16, im äußeren und mit dem 
Geiſt der chriſtlichen Heilsordnung in durchaus innerlich logiſchem 
Zuſammenhange ſteht, ausgemerzt, ob aus textkritiſchen oder anderen 
Gründen entzieht ſich unſerer Wiſſenſchaft. 

Was nun unſere Deutung des Gleichniſſes betrifft, jo liegt ſie, 
wie offenſichtlich, nicht im Rahmen irgend einer orthodoxen oder 
ſonſt herkömmlichen Auffaſſung. Uns iſt Jeſu nicht die ftill- 
ſtehende, ſondern die durch die Weltgeſchichte ſchreitende und 
mit deren ſittlichen und geiſtigen Fortſchritten in den Augen der 
Menſchen ſtets wachſende Perſönlichkeit. Jeſus ſpricht zu uns 
anders, als er zu dem Volke ſprach, das einſt in Galiläa ſeinen 
Worten lauſchte. Seine Offenbarungen, ſeine Gebote, wie ſeine 
Verheißungen ſind und bleiben immer dieſelben, aber ſie rücken 
notwendig in vollere Beleuchtung. Der Jeſu, der heute ganz be— 
ſonders deutlich zu uns redet, iſt der Herr des Weinberges, der die 
Schwachen erhebt, die Erſten hinter die Letzten ſtellt und jedem 
Arbeiter einen Denar in die Hände drückt, ohne Anſehung beſonderen 
Verdienſtes, ſondern aus Güte und weil er offenbar an dem Ganzen 
ein größeres Wohlgefallen findet, als an den Teilen. Zu uns ſpricht 
Jeſus in der Sprache der Genoſſenſchaft. Er wird uns auch noch 
manchmal auf unſeren Wanderungen begegnen, denn er ſchreitet 
mit der Genoſſenſchaftsbewegung. K. M. 


| 
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im Namen der Nechtsgleichheit und des Vereinsrechtes: 
der Konſumvereinler ſoll in der Ablage des von ihm be— 
wohnten Quartiers holen dürfen, was ſein Haus- oder 
Zimmernachbar, der Nichtkonſumvereinler iſt, in irgend 
einem Verkaufsladen oder in einer Pintenwirtſchaft des— 
ſelben Quartieres zu holen das Recht, und von Staates 
wegen (infolge der vom Staat daſelbſt erteilten Patente) 
die reichliche Gelegenheit hat. Mit andern Worten: wir 
proteſtieren dagegen, daß die Konſumvereinler, in deren 
Namen wir auftreten, dieſe Bürger, die in ihrer Oekonomie 
den Zwiſchenhandel ausgeſchaltet und zur Verwirklichung 
dieſes Zweckes unter ſich einen Verein gebildet haben, von 
Staates wegen zwangsweiſe wieder unter dem kaudiniſchen 
Joche des Zwiſchenhandels hindurchgetrieben werden. 

Das iſt die Quinteſſenz aller unſerer Eingaben und 
Rekurſe, das einzige, worauf es uns ankommt und was 
wir im Namen der Rechtsgleichheit und des Vereinsrechtes 
der Bürger fordern. : 

Das Begehren um Erteilung eines Verkaufspatentes 
iſt bloß die uns aufgedrungene äußere Form, der formelle 
Weg zur Erreichung unſeres berechtigten Zieles. Nicht 
wir haben dieſen Weg gewählt, ſondern er wird uns 
durch die berniſche Geſetzgebung und Verwaltung gewieſen. 
Daß dieſer Weg weiter führt, als wir zu gehen beabſich— 
tigen, daß das Patent zu mehr berechtigt, als wir ver— 
langen, aus dieſer Mangelhaftigkeit des geſetzlichen Inſtru— 
mentes darf doch uns und unſerer gerechten Sache kein 
Strick gedreht werden, wie dies in den bundesrätlichen 
Erwägungen geſchehen iſt. Was können wir denn dafür, 
daß das berniſche Patent, ohne deſſen Beſitz die Ver— 
waltung unſere Detailabgabe von Wein und Bier an 
unſere Mitglieder nicht duldet, daß dieſes Patent, 
einmal erteilt, über dasjenige weit hinausgeht, was 
wir für uns beanſpruchen? Kann der Gläubiger, der 
einen Franken zu fordern hat, etwas dafür und muß 
er ſich damit abſpeiſen laſſen, daß ſein Schuldner vorgibt, 
bloß ein ganzes Fünffrankenſtück in der Taſche zu haben? 
Unſere Schuld iſt es doch gewiß nicht, wenn, wie der 
Bundesrat richtig hervorhebt, die Geſetzgebung des Kantons 
Bern nur ſolche Patente kennt, die zum allgemeinen 
Verkauf an jedermann berechtigen; unſere Schuld 
iſt es nicht, wenn der Bundesrat — mit Recht oder 
Unrecht — einen Revers von unſerer Seite, des Inhalts, 
daß wir bloß den Vertrieb der Ware unter uns beabſich— 
tigen und uns jedes Feilbieten an Drittperſonen unterſagen, 
für unverbindlich und darum außer Betracht fallend erklärt. 

Das alles fällt, wie geſagt, nicht uns zur Laſt, 
ſondern der berniſchen Geſetzgebung. Sie hat den Fall 
des Vereins, der, ohne die Getränke öffentlich feil zu 
bieten, ſie ſeinen Mitgliedern in einer an der Straße ge— 
legenen Ablage zur Verfügung halten möchte, nicht vor— 
geſehen. Das iſt eine Lücke in der Geſetzgebung. Dieſe 
Lücke iſt durch die Praxis in einer Weiſe auszufüllen, die 
mit den Grundrechten der bürgerlichen Gleichheit und der 
Vereinsfreiheit vereinbar iſt. Wir beſtreiten, daß die von 
der Berner Regierung gegebene, vom Bundesrat gebilligte 
Löſung mit dieſen Grundrechten vereinbar ſei. 

Es mag auffallen, daß die Frage, um die es ſich 
hier handelt, erſt heute aufgeworfen wird, trotzdem die 
dermalen im Kanton Bern geltende Geſetzgebung über 
den Kleinhandel mit geiſtigen Getränken ſchon ſeit ge— 
raumer Zeit in Kraft iſt. Aber die Frage war eben 
bisher niemals aktuell geworden. Sie konnte füglich 
unbeantwortet bleiben, ſo lange die Berner Regierung 
überall da, wo ſie an Privathändler Patente erteilte, in 
liberaler Weiſe auch den Konſumvereinen ſolche bewilligte. 

Heute muß die Frage beantwortet werden, nachdem 
der Fall eingetreten iſt, daß in einem Quartiere der Stadt 
Bern, das verſchiedene Privatverkaufsſtellen beherbergt, 
einer Genoſſenſchaft verwehrt werden will, von ihrer in 
dieſem Quartier befindlichen Ablage aus ihre Mitglieder 
en détail mit Wein und Bier zu bedienen. 


Wie ſoll die Frage beantwortet werden? 

Wie uns ſcheinen will, ſtehen nur folgende drei 
Löſungen zur Auswahl: 

1. Entweder man geht, in Uebereinſtimmung mit der 
Erwägung! des Bundesrates, davon aus, daß die Konſum— 
ablage mit ihrem geſchloſſenen Kundenkreiſe keine öffent— 
liche Verkaufsſtelle iſt, und man zieht aus dieſer Prämiſſe 
den Schluß, daß ſie eines Patentes gar nicht bedarf, 
weil das Patent nur für die öffentlichen Verkaufsſtellen 
beſtimmt iſt. 

2. Oder man ignoriert einfach den Unterſchied zwiſchen 
einer gewöhnlichen Kleinverkaufsſtelle und einer Konſum— 
ablage; man tut, wie wenn ſie eins und dasſelbe wären, 
patentiert die eine wie die andere, ſo lange die Bedürf— 
niszahl nicht erreicht iſt, und verweigert rundweg den 
einen wie den andern das Patent, ſobald dieſe Zahl ein— 
mal erreicht iſt, mag auch zufällig unter den bereits 
patentierten Lokalen nicht eine einzige öffentliche Verkaufs— 
ſtelle oder nicht eine einzige Konſumablage ſein. 

3. Oder aber, man trägt der Tatſache gebührende 
Rechnung, daß es Bürger gibt, die ihre Lebensmittel 
einfach im öffentlichen Laden kaufen, und ſolche, die zum 
gemeinſamen Bezug ihrer Lebensmittel einen Verein ge— 
bildet haben; und wenn man den einen die Möglichkeit 
gibt, Wein und Bier in kleinen Quantitäten in ihrem 
Quartiere zu kaufen, ſo verwehrt man den andern nicht, 
die en gros gekaufte Ware ebenfalls in kleinen Quanti— 
täten untereinander zu verteilen, und man patentiert zu 
dieſem Zwecke das Lokal, in welchem dieſe Manipulation 
vor ſich gehen ſoll. 

Von dieſen drei Löſungen könnten wir uns natürlich 
die erſte, die logiſch unanfechtbar iſt, ohne weiteres ge— 
fallen laſſen, und wir werden vorausſichtlich zu ihr unſere 
Zuflucht nehmen müſſen, wenn unſer Rekurs kein Gehör 
finden ſollte. Aber wir fordern dieſe Löſung nicht, weil 
wir gar nicht ſo weit gehen wollen, die Freiheit von der 
Patentſteuer zu beanſpruchen. Um jeden Schein einer 
Vergünſtigung zu meiden, ſind wir gerne bereit, das 
Patent zu löſen und die Patentſteuer zu bezahlen. Wir 
verlangen bloß, daß man uns das Patent nicht verweigere. 

Die zweite Löſung iſt die von der Berner Regierung 
befolgte, vom Bundesrat gebilligte, die wir im Namen 
der verfaſſungsmäßigen Grundrechte der Schweizerbürger 
als eine Verfaſſungsverletzung bekämpfen. Die Verfaſſungs— 
verletzung liegt darin, daß den Konſumvereinlern des 
Spitalackerquartiers verwehrt wird, die von ihnen en gros 
bezogenen Vorräte von Wein und Bier in einem hierzu 
geeigneten Lokale in kleinen Quantitäten unter ſich zu 
verteilen. Man will ſie zwingen, bei Dritten die Waren 
mit Preiszuſchlag zu kaufen, die ſie bereits gemeinſam 
beſitzen. Eine Verteilungsoperation, die genau ſo legitim 
iſt, wie der Detailkauf, wird ihnen unterſagt. Man 
hindert ſie an der Erfüllung eines an ſich durchaus recht— 
mäßigen Vereinszweckes und beeinträchtigt damit ihr ver— 
faſſungsmäßiges Vereinsrecht. Den Nichtkonſumvereinlern, 
die die Ware kaufen wollen, gibt man die Gelegenheit 
dazu in weitherziger Weiſe; den Konſumvereinlern, die 
die Ware ſchon gemeinſam beſitzen und fie daher nicht 
erſt noch im kleinen bei Dritten kaufen, ſondern bloß dem 
gemeinſamen Vorrat je nach Bedarf entnehmen möchten, 
verwehrt man dieſe Operation oder nötigt ſie, zu deren 
Vornahme einen weiten Umweg zu machen und verletzt 
damit zu ihren Ungunſten den Grundſatz der Rechts- 
gleichheit. 

Und was jagt der Bundesrat, der dieſes Vorgehen 
duldet, zu ſeiner Rechtfertigung? 

„Die Geſetzgebung“ — ſo wendet er zunächſt ein — 
„gibt der die Patente bewilligenden Behörde kein Mittel 
„an die Hand, um bei ihrem Entſcheid der Spaltung der 
„Bevölkerung in verſchiedene Intereſſengruppen bejonders 
„Rechnung zu tragen.“ 


Das iſt es ja eben, was wir an der Geſetzgebung 
kritiſiert haben. Das iſt ja eben die geſetzgeberiſche Lücke, 
für deren Ausfüllung wir zu den Grundrechten unſere 
Zuflucht genommen haben, die in der Verfaſſung nieder— 
gelegt ſind und die über dem Texte eines bloßen kan— 
tonalen Geſetzes ſtehen. Ja wohl, die Geſetzgebung des 
Kantons Bern hat den Mangel, daß ſie alles in einen 
Tiegel wirft, daß das Konſumſyſtem ihr ganz unbekannt 
iſt, daß ſie keinen Unterſchied macht zwiſchen allgemeinen 
Verkaufsläden und den Verteilungsablagen eines Vereines. 
Aber eben darum wird das berniſche Geſetz der Verfaſſung 
nicht gerecht und bedarf es in ſeiner praktiſchen Anwen— 
dung der Korrektur. Geſetzt z. B., in einer Stadt hätte 
noch gar kein Konſumverein beſtanden, als über die 
Detailpatente disponiert wurde, und hinterher entſteht 
ein ſolcher Verein und neun Zehntel der Bevölkerung 
treten ihm bei: ſollen die betreffenden Bürger auf Jahr— 
zehnte hinaus dazu verurteilt werden, ihren Kleinbedarf 
beim Zwiſchenhändler zu befriedigen und ihren eigenen 
Vorrat unangetaſtet zu laſſen? Soll die wirtſchaftliche 
Entwicklung zu Gunſten einiger Weniger ſolcherweiſe ge— 
knebelt werden dürfen, und verträgt ſich das mit der 
Rechtsgleichheit und mit dem Rechte der Bürger, zu jedem 
nicht ſittenwidrigen Zweck einen Verein zu bilden? 


Der hohe Bundesrat ſcheint ſelber gefühlt zu haben, 
daß er damit eigentlich eine Ungeheuerlichkeit ſanktioniert. 
Allein nun verſchanzt er ſich hinter einen formaliſtiſchen 
Einwand. 

„Bei dieſem Argument“ — ſo wendet er ein — 
„wird überſehen, daß der Rekurs nicht geführt wird von 
„den Mitgliedern der Konſumgenoſſenſchaft als präſum— 
„tiven Käufern, ſondern daß die Konſumgenoſſenſchaft 
„Bern als Rekurrentin auftritt. Dieſe verlangt ein Klein— 
„verkaufspatent, alſo die Berechtigung zu verkaufen. .. 
„Bei der Erteilung eines Patentes handelt es ſich alſo 
„in erſter Linie gar nicht um den Kauf, ſondern um den 
„Verkauf.“ 

Auf einen ſolchen Formalismus waren wir freilich 
nicht gefaßt. 

Der künſtliche Gegenſatz, der da konſtruiert wird 
zwiſchen der Konſumgenoſſenſchaft als Ganzem und ihren 
Mitgliedern, entbehrt jeder tatſächlichen Grundlage, er iſt 
rein konſtruktiv, um nicht zu ſagen chineſiſch. Was iſt 
die Genoſſenſchaft denn anderes, als die Summe ihrer 
Mitglieder? Welches andere Intereſſe vertritt ſie, als das der 
Summe ihrer Mitglieder? Ein anderes Intereſſe als die Mit— 
glieder hat ſie nicht, kann ſie nicht haben. Und da die Mit— 
glieder keine Verkäufer, keine Händler ſind, ſondern zum 
gemeinſamen Einkauf miteinander verbundene Perſonen, 
ſo hat auch deren juriſtiſches Organ, die Genoſſenſchafts— 
behörde, in ihren Eingaben und Rekurſen mit keinem 
Worte den Verkäuferſtandpunkt hervorgekehrt, ſondern 
immer nur das Recht der Mitglieder behauptet und betont, 
von ihrer Ablage Ware zu beziehen, Ware zu „kaufen“, 
wenn man das Wort kaufen überhaupt hier anwenden 
darf. Auf das „Verkaufen“ iſt die Konſumgenoſſenſchaft 
gar nicht erpicht, da ſie es ja auf keinerlei Gewinn ab— 
geſehen hat, wohl aber ihre Mitglieder auf das „Kaufen“, 
d. h. das unter ſich Verteilendürfen. Nur im Namen 
dieſes Rechtes, nicht um eines Verkaufsrechtes willen, an 
dem als ſolchem ihr gar nichts liegt, iſt die Genoſſenſchaft 
bei den Behörden vorſtellig geworden. Will man ihr 
hierfür die Aktivlegitimation beſtreiten? Will man be— 
haupten, ein derartiges Geſuch hätte nicht von der Ver— 
einsbehörde namens des Vereines, ſondern von den 
einzelnen Mitgliedern individuell geſtellt werden ſollen? 


Gut, dann werden wir die Reihe der Rekurſe wieder 
von vorne beginnen, und es werden dann dieſes Mal 
die einzelnen Mitglieder individuell unterzeichnen. Aber 
wir hatten bisher geglaubt, von dieſem komplizierteren 
Modus abſehen zu können. Als Exekutivbehörde der Ge— 
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noſſenſchaft haben wir Generalvollmacht, alle Intereſſen 
der Mitglieder, für deren Wahrung und Pflege ſie ſich 
zu einer Genoſſenſchaft zuſammengetan haben, zu vertreten. 
Der Wunſch unſerer Mitglieder, in ihrem Vereinsdepot 
an der Militärſtraße den Detailbezug ihres Weines und 
Bieres vornehmen zu dürfen, liegt doch gewiß innerhalb 
des Bereichs der Ziele, für deren Verfolgung die Ge— 
noſſenſchaft gegründet worden iſt, er liegt im Rahmen des 
Genoſſenſchaftszweckes. Darum hielten wir uns ohne 
weiteres für legitimiert, dieſen Rechtsanſpruch unſerer 
Mitgliedſchaft vor den Behörden zu verfechten. Wenn 
man aber einen künſtlichen Gegenſatz herauskonſtruieren 
will zwiſchen der Mitgliedſchaft als der Summe der Mit- 
glieder einerſeits, und der Genoſſenſchaft als Körper 
anderſeits, wenn man die letztere nach dem Vorbilde des 
Zivilrechts auch ſtaatsrechtlich als ein von den einzelnen 
Mitgliedern wohl zu unterſcheidendes beſonderes Lebe— 
weſen fingieren will, ſo werden wir uns dieſem formellen 
Skrupel anbequemen, wenn wir auch den Sinn und 
Zweck eines derartigen Formalismus nicht einzuſehen ver— 
mögen. Aber ſei dem, wie ihm wolle, eines erklären wir, 
im direkten Gegenſatz zum Bundesrate: nicht um den 
Verkauf, nicht um das Recht zu verkaufen iſt es uns zu 
tun, ſondern um das Recht zu kaufen, zu beziehen. Die 
Wahrung des Bezugsrechtes, nicht des Verkaufsrechtes, 
hat unſere Schritte veranlaßt, und das Bezugsrecht, als 
ein Grundrecht des Bürgers, iſt es, was unſerm Rekurs 
die Begründetheit gibt. 

Die Konſumvereinler fordern keineswegs, wie der 
Bundesrat meint, „ein Recht auf beſondere, vorzugsweiſe 
Berückſichtigung bei Erteilung der Patente“; ſie fordern 
lediglich das gleiche Recht für alle: gleiches Recht für 
diejenigen, welche die Waren untereinander, im Schoße 
ihres Vereins verteilen, mit denjenigen, welche die Waren 
bei Drittperſonen kaufen. Keine Nötigung weder für die 
Einen noch für die Andern, ſich dem gegneriſchen Syſteme 
anzubequemen und unterzuordnen. 

Neutral ſein ſoll der Staat, das iſt richtig. Aber 
neutral ſein, heißt nicht einfach ignorieren, daß es gegen— 
wärtig für die Privaten zweierlei Wege der Lebensmittel— 
verſorgung gibt, ſondern dieſer Tatſache Rechnung tragen 
und bei der Handhabung des Bedürfnisartikels und der 
limitierten Zahl dafür Sorge tragen, daß nicht das eine 
Verſorgungsſyſtem alle Patente akkapariere und dem 
andern Syſteme den Weg vollſtändig verrammle. Wenn 
auch die Patente begreiflicherweiſe nicht an die Käufer 
erteilt werden, ſondern an die Verkäufer, ſo hat doch 
offenkundig das Patentſyſtem nicht die Privilegierung 
einiger weniger Händler, ſondern das öffentliche Wohl, 
alſo das Intereſſe des Publikums, der Konſumenten im 
Auge. Das konſumierende Publikum ſoll gegen die — 
wirklichen oder vermeintlichen — Gefahren geſchützt werden, 
die man von einer allzugroßen Vermehrung der Kauf— 
gelegenheiten befürchtet. Aber anderſeits ſoll auch dem 
Publikum nicht jede Kaufgelegenheit entzogen werden. 
Ein gewiſſes Maß von Gelegenheit, über deſſen Größe 
der Kanton zu beſtimmen hat, ſoll beſtehen bleiben. Wenn 
nun ein Teil des konſumierenden Publikums das Ver— 
langen ſtellt, ſein Recht zum Detailbezug, das ihm prin— 
zipiell nicht abgeſtritten werden darf, in der wirtſchaft— 
lichen Form auszuüben, die ihm behagt, ſo darf ihm 
dieſes Recht nicht mit dem Hinweis darauf abgeſchnitten 
werden, daß es ihm ja frei ſtehe, ſeinen Bedarf in der 
andern wirtſchaftlichen Form, in der Form des Detail— 
kaufes bei Dritten, zu decken. Denn das Wahlrecht des 
Bürgers darf nicht in dieſer Weiſe beeinträchtigt werden, 
und kein Bürger darf gezwungen werden, bei Dritten zu 
kaufen, was er mit Andern zuſammen bereits in Menge 
beſitzt, jo daß eine bloße Verteilungs- oder Zuteilungs— 
operation genügt, um es ihm zu beſchaffen. Das Recht 
der Kantone zur Limitierung der Verkaufsſtellen darf mit 
andern Worten nicht zur Unterdrückung einer legitimen 
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Form der Güterbeſchaffung ausarten. Das Recht des 
Kantons findet ſeine Schranke am Individualrechte des 
Bürgers. 
Bern, 26. Auguſt 1905. 
Konſumgenoſſenſchaft Bern. 
Der Präſident: Der Verwalter: 
Fr. Tſchamper. Fritz Thomet. 


Volkswirtſchafl. 


— 


Die Basler Pfandleihanſtalt im Jahre 1904. Zahlen 
reden eine deutliche und manchmal ſehr bedeutſame Sprache, 
zumal wenn ſie uns aus einem Bericht entgegentreten, 
der ein Stück ſozialer Gegenwartsgeſchichte behandelt. 
Eine ſolche Publikation iſt der uns ſoeben zugegangene Bericht 
der Basler Pfandleihanſtalt über das verfloſſene Gejchäfts- 
jahr. Vom 1. Juli 1904 bis zum 30. Juni 1905 wurden 
bei dieſer Anſtalt 12,596 Pfandanleihen gemacht und 
5391 Pfandpoſten erneuert. Die Zahl der Pfänder war 
um 349 höher als im Jahre 1903, doch blieb die Höhe 
der Darlehensſumme (Fr. 266,815) gegenüber der Dar— 
lehensſumme des letzten Jahres um reichlich Fr. 15,000 
zurück. Der Durchſchnittsbetrag des Einzeldarlehens betrug 
Fr. 14. 83 und erreichte damit den tiefſten Stand während 
der bisherigen 21jährigen Geſchäftstätigkeit der Anſtalt. 
Natürlich ſchwillt die Zahl derjenigen, die zum Verſatz 
von Gebrauchsgegenſtänden gezwungen ſind, jeweilen im 
Winter bedeutend an. Von wie großem Einfluß aber die 
Jahreszeit auf die Wirtſchaftslage der ärmeren Klaſſe 
iſt, geht aus dem Umſtande hervor, daß der höchſte 
Tagesumſatz der Pfandleihanſtalt mit Fr. 3342 auf 
den 17. Dezember, der niedrigſte mit Fr. 217 auf 
den 23. Juni entfiel. Am erſtgenannten Tage, alſo 
kurz vor dem Weihnachtsfeſt, war demnach die Zahl 
der Verpfändungen um das mehr als fünfzehnfache 
höher als am 23. Juni. Wieviel Not und Entbehrung 
laſſen dieſe Zahlen erraten! Um in der Weihnachtszeit 
nicht zu hungern und zu frieren, oder um den Kindern 
eine, wenn auch noch ſo beſcheidene, Freude zu bereiten, 
tragen die Leute ihre oft unentbehrlichſte Habe ins Pfand— 
haus. So wurden im Dezember an Kleidern aller Art 
371, an Möbeln und Hausgeräten 117 und an Bettwerk 
und Wäſche 241 Poſten verſetzt. Wie große Mühe es 
den Leuten in vielen Fällen koſtet, vom Pfandhauſe wieder 
loszukommen, geht ſchon aus der oben mitgeteilten Tat— 
ſache hervor, daß im Berichtsjahr 5391 Pfänder nicht ein— 
gelöſt, ſondern als Verſatzpoſten erneuert wurden. Dazu 
kommt noch, daß nicht weniger als 1066 verfallene Pfänder 
an gerichtlicher Gant verſteigert werden mußten. 7689 
Poſten, die mit Fr. 125,500 beliehen waren, wurden am 
30. Juni 1905 ins neue Berichtsjahr hinübergenommen. 
Die Anſtalt konnte bei einer Einnahme von Fr. 25,978.15 
und einer Ausgabe von Fr. 19,010.25 ihren Aktionären 
eine Dividende von 4% ausrichten und Fr. 2967.90 auf 
neue Rechnung vortragen. 


Buchs. 
Eintragung ins Handelsregiſter iſt nun die Umwandlung 
der früheren Aktiengeſellſchaft Konſumverein in Buchs in 
eine Genoſſenſchaft perfekt geworden und dadurch 
dieſem Verbandsverein der Weg zu ſeiner weiteren Ent— 


Mit der unterm 30. September erfolgten 


wickelung geebnet. Die neuen Statuten ſehen ein Ein— 
trittsgeld von Fr. 5 vor. Wer im Laufe eines Jahres 
nicht für wenigſtens Fr. 20 Waren aus den Genoſſen— 
ſchaftsanſtalten bezieht, wird von der Liſte geſtrichen. 

In dem benachbarten Grabs dagegen iſt die Um— 
wandlungsangelegenheit noch nicht erledigt, da ſich ein 


Teil der Aktionäre hartnäckig der Neuerung widerſetzt. 
Doch iſt zu erwarten, daß mit der Zeit auch dort die 
beſſere Einſicht obſiegen wird. 

Flawil. (St.-Korr.) Die ſtatutariſche Hauptverſamm— 
lung unſeres Vereins fand Sonntag den 1. Oktober ſtatt 
und wurde vom Präſidenten, Herrn Wetter, mit einer 
Anſprache eröffnet, in welcher er über den Verlauf der 
Delegiertenverſammlung in Herisau und über den gegen— 
wärtigen Stand der Konſumgenoſſenſchaftsbewegung re— 
ferierte. 

Die hernach folgenden Wahlen fielen in der Haupt— 
ſache im Sinne der Beſtätigung aus. 

Die Hauptverſammlung vom 12. Februar d. J. hatte 
eine Kommiſſion beſtellt mit der Aufgabe, Mittel und 
Wege ausfindig zu machen, um das einzige Warenlokal 
des Vereins zu entlaſten. Der Bericht dieſer Kommiſſion 
lag nun der heutigen Verſammlung vor und ſchloß mit 
dem Antrage, es ſei eine Landparzelle von 1650 ms In— 
halt, offeriert zum Preiſe von Fr. 10,000, anzukaufen und 
darauf ein Gebäude zu erſtellen im Voranſchlage von 
Fr. 64,350, ferner ein Magazin im Voranſchlage von 
Fr. 13,840. Trotzdem die Verſammlung zahlreich beſucht 
war, wurden dieſe Anträge diskuſſionslos genehmigt, ein 
ſchöner Beweis des Zutrauens gegenüber der beſtellten 
Kommiſſion, ſowie auch des Vertrauens in die Zukunft 
der Genoſſenſchaft. Ein großer Schritt nach vorwärts iſt 
damit getan, möge er unſerer Organiſation zum Beſten 
dienen! 

Frauenfeld. In gewohnter muſtergültiger Weiſe be— 
richtet unſer dortiger Verbandsverein über das am 31. Juli 
1905 abgeſchloſſene 13. Geſchäftsjahr, das wieder ſehr 
gute Reſultate zeitigte. Auch in dieſem letzten Jahre nahm 
die Mitgliederzahl in erfreulicher Weiſe zu, nämlich von 1371 
auf 1493, und es ſtieg dementſprechend auch der Umſatz 
von Fr. 456,458.62 im Vorjahre auf Fr. 491,549. 41, 
d. h. um Fr. 35,090 oder 7,7 %. Der Durchſchnittsbezug 
per Mitglied betrug Fr. 324.67 gegen Fr. 290. 90 im 
Vorjahre. Das Verſtändnis für den Wert der genoſſen— 
schaftlichen Warenvermittlung iſt demnach im Steigen be— 
griffen. 

Die Rechnung erzeigt einen Ueberſchuß von Fr. 40,293.02, 
wozu noch der Saldovortrag vom vorigen Jahre mit 
Fr. 362. 30 zu zählen iſt. Es werden daraus in erſter 
Linie Fr. 1145.40 auf den Mobilien und Fr. 2811. 02 
auf den Immobilien und dem Baukonto abgeſchrieben. 
Der verbleibende Reſt im Betrage von Fr. 36,698. 90 
wird folgendermaßen zu verwenden beantragt: Einlage in 
den Reſervefonds Fr. 3314. 14, Einlage in den Baufonds 
Fr. 1000, Einlage in den Diſpoſitionsfonds Fr. 706. 80, 
Rückvergütung (7½ % der Bezüge) Fr. 31,565. 80, Vor⸗ 
trag auf neue Rechnung Fr. 212. 16. In der richtigen 
Erkenntnis, daß es den konſumgenoſſenſchaftlichen Prinzipien 
beſſer entſpricht, wenn auf eine Reduktion der Preiſe auf 
den notwendigſten Lebensmitteln hingearbeitet wird, ſtatt 
auf die Erzielung einer möglichſt hohen Rückvergütung, 
ſetzte die Verwaltung im Laufe des Jahres die Preiſe für 
eine Anzahl Artikel herab. Wir zweifeln nicht daran, 
daß die große Mehrzahl der Mitglieder dieſes Vorgehen 
gutheißen wird. 

Die Bäckerei des Vereins produzierte im Berichtsjahre 
293,097 kg Brot und außerdem diverſes Gebäck. Aus 
100 kg Mehl wurden im Durchſchnitt 140 kg Brot ge— 
backen. Wie der Bericht bemerkt, iſt aber die Bäckerei 
an der Grenze der Leiſtungsfähigkeit angelangt, und die 
diesjährige Generalverſammlung hat ſich mit dem Projekt 
eines Neubaues zu befaſſen. 

In der Bilanz pro 31. Juli 1905 finden wir fol— 
gende hauptſächlichſte Poſten: Immobilien (vier Liegen— 
ſchaften) Fr. 194,500, Mobilien Fr. 10,000, Warenvorrat 
Fr. 79,064, 95, verſchiedene Debitoren Fr. 33,450. Das 
Genoſſenſchaftskapital (686 Anteilſcheine A 20 und 807 
a 10 Fr.) betrug Fr. 21,790, der Reſervefonds Fr. 27,500, 


der Baufonds Fr. 1000, der Diſpoſitionsfonds Fr. 1600, 
die Sparkaſſaguthaben der Mitglieder Fr. 57,720. 86, die 
Obligationen Fr. 46,100, die Hypotheken Fr. 125,000. 
Aus dem Diſpoſitionsfonds werden jährlich Zuwendungen 
zu wohltätigen Zwecken bewilligt, dieſes Mal im Betrage 
von Fr. 560. Der Verein iſt eine treue Stütze der 
Zentralſtelle und hat ſämtliche Mitglieder auf das „Ge— 
noſſenſchaftliche Volksblatt“ abonniert. 

Uetikon. Der Arbeiter-Konſumverein in Uetikon hat 
am 1. Juli ſein 5. Geſchäftsjahr abgeſchloſſen und er— 
ſtattet darüber einen gedruckten Bericht, dem wir entnehmen, 
daß die Mitgliederzahl gegenüber dem Vorjahre etwas 
abgenommen hat, nämlich von 151 auf 148. Dagegen 
erfuhr der Umſatz eine kleine Steigerung, die aber aller— 
dings nicht der vermehrten Treue der Mitglieder zuzu— 
ſchreiben iſt, ſondern dem intenſiveren Verkehr mit Nicht— 
mitglieder, die demnach die Vorteile der genoſſenſchaft— 
lichen Gütervermittlung beſſer zu würdigen wiſſen als 
die Genoſſenſchaftsmitglieder. Der Geſamtumſatz betrug 
Fr. 60,785. 83, wovon Fr. 35,327. 65 rückvergütungs— 
berechtigt ſind; im Vorjahre betrug die Umſatzſumme 
Fr. 59,221. 20, wovon Fr. 37,272. 65 rückvergütungsbe— 
rechtigt. Der Nettoüberſchuß, im Betrage von Fr. 6111.64, 
wird verwendet wie folgt: Abſchreibung auf dem Mobilien— 
konto Fr. 1637.76, Abſchreibung auf Baukonto Fr. 294.38, 
Beſoldungen und Gratifikationen Fr. 900, Rückvergütung 
(9% der Bezüge) Fr. 3179. 50. Unſeres Erachtens wäre 
es beſſer geweſen, etwas weniger Rückvergütung zu ver— 
abfolgen, z. B. 8 % wie voriges Jahr, und dafür dem 
Reſervefonds wieder etwas zuzuführen, der Fr. 3000 
beträgt. In der Bilanz figuriert unter den Aktiven das 
Baukonto mit Fr. 62,449. 29, der Warenvorrat mit 
Fr. 24,460 und diverſe ausſtehende Guthaben mit 
Fr. 1554. 14. Unter den Paſſiven finden wir Hypo— 
theken im Betrage von Fr. 59,000, Bauanleihen der 
Mitglieder mit Fr. 3500, Anteilſcheine mit Fr. 11,920, 
entlehntes Geld mit Fr. 4200. 

In der Verſammlung vom 8. Oktober wurde auf 
Antrag des Vorſtandes beſchloſſen, das „Genoſſen— 
ſchaftliche Volksblatt“ für alle Mitglieder zu 
abonnieren und die Zahl der Vorſtandsmitglieder von 


fünf auf ſieben zu erhöhen. 
2 


9 Genoſſenſchaftsbewegung des Auslands. 
* PUR 


Deutſchland. 


Konſumvereinsgegner als Genoſſen— 
ſchaftsgründer. Einen Zuwachs an Mitſtreitern 
von ſehr zweifelhafter Qualität hat die Genoſſenſchafts— 
bewegung in Halle zu verzeichnen. Daſelbſt beantragten 
nämlich die Suchsländer, d. h. die um den berühmten 
Konſumvereinstöter Prof. Suchsland geſcharten Mittel— 
ſtandskämpen, die Errichtung einer Genoſſenſchafts— 
ſchlächterei! Unter Hinweis auf die beſtehende Fleiſch— 
not veröffentlichten ſie in der „Halleſchen Zeitung“ einen 
bezüglichen Aufruf an die Bürgerſchaft, in welchem ſie 
ihrem Projekt eine von echt mittelſtändleriſcher Logik 
zeugende Begründung mit auf den Weg geben. Der 
genoſſenſchaftliche Zuſammenſchluß ſei an ſich ein berech— 
tigter Faktor im Leben eines Kulturvolkes, nur ſolle die 
genoſſenſchaftliche Organiſation nicht zu einer Beherrſchung 
des wirtſchaftlichen Lebens führen. Die Fleiſchteuerung 
werde durch die Preistreibereien der Metzgermeiſter und 
Zwiſchenhändler verſchärft, wodurch eine einzelne Erwerbs— 
gruppe ungerechtfertigte Gewinne von der Geſamtheit ein— 
heimſe. Um dieſen Mißſtand zu beſeitigen, müſſe die 


Frage aufgeworfen werden, ob ſich aus dem Mittelſtande 
der Bewohner der Stadt Halle eine genügende Anzahl 
bereit zeige, eine Genoſſenſchaft für ſelbſtgeſchlachtetes 
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Fleiſch und daraus erzeugte Fleiſchwaren ins Leben zu 
rufen. 

Wenn ſich alle Anſtrengungen, die Genoſſenſchafts— 
bewegung abzudämmen, als vergebens erweiſen, dann 
ſucht man ihr ein Wäſſerlein abzuführen und auf die 
eigene Mühle zu lenken. Das heißt dann Mittelſtands— 
politik treiben! 


England und Schottland. 


Warenausſtellung des engliſchen Groß— 
einkaufs verbandes. In einem der beſuchteſten 
Ausflugs- und Kurorte Englands, in Blackpoole, fand 
vom 3. Juni bis zum 26. September, alſo während 16 
Wochen, eine glänzend arrangierte Ausſtellung von in 
den genoſſenſchaftlichen Betrieben des Großeinkaufsver— 
bandes hergeſtellten Waren aller Art ſtatt, die einen bei— 
ſpielloſen Erfolg hatte. Nicht weniger als 320,000 Be— 
ſucher beſichtigten die ausgeſtellten Gegenſtände, und von 
dieſen 320,000 waren über 180,000 Nichtgenoſſenſchafter 
aus allen Teilen der Welt, die ſich hier die Unterſchiede 
zwiſchen genoſſenſchaftlicher und privater Güterproduktion 
auseinanderſetzen ließen und von der Qualität der Produkte 
Einſicht nehmen konnten. Aus einer Statiſtik der ver— 
kauften Artikel darf man ſchließen, daß niemand die Aus— 
ſtellung verließ, ohne ein Muſter des einen oder andern 
der ausgeſtellten Produkte mitzunehmen. So wurden u. a. 
123,000 Doſen mit Bonbons, 111,000 Stück Seifen und 
147,000 Pakete Tee abgeſetzt. Es gab Tage, wo die Zahl 
der Beſucher 7000 weit überſtieg. Da der Eintritt in die 
Ausſtellung für Genoſſenſchafter gratis war, machten auch 
zahlreiche Vereine die Ortſchaft Blackpoole zum Ziel eines 
gemeinſchaftlichen Ausfluges. Ungezählte Tauſende aber 
unter den Beſuchern hatten vorher noch keine Ahnung 
vom Genoſſenſchaftsweſen, und der Eindruck, den die Reich— 
haltigkeit der Produkte auf ſie machte, war deshalb um 
ſo überwältigender. Sicher iſt, daß die Sache der Kon— 
ſumgenoſſenſchaftsbewegung durch dieſe Ausſtellung mäch— 
tig gefördert wurde, und der Zweck, den die Ausſteller 
verfolgten, nämlich einmal aller Welt offen vor Augen zu 
führen, was die genoſſenſchaftliche Betätigung auszuführen 
vermag, iſt in ungeahnter Weiſe erfüllt worden. Es iſt 
deshalb zu begreifen, wenn in den Genoſſenſchaftskreiſen 
Englands große Freude herrſcht über das Gelingen dieſer 
Veranſtaltung, um ſo mehr, als ſich im Anfang auch Be— 
denken dagegen laut gemacht hatten. 

— Bildungskurſe für Verwalter. Auch im 
kommenden Winter werden von dem Erziehungsausſchuß 
des britiſchen Genoſſenſchaftsbundes in verſchiedenen Städten 
Bildungskurſe für Konſumgenoſſenſchaftsverwalter veran— 
ſtaltet. Die Kurſe nehmen je einen Nachmittag per Woche 
in Anſpruch, und es werden darin alle die Verwaltung 
einer Genoſſenſchaft berührenden Aufgaben behandelt im 
Anſchluß an ein neues, kürzlich vom Genoſſenſchaftsbund 
herausgegebenes Lehrbuch. 


Frankreich. 


Verband der franzöſiſchen Konſum vereine. 
Der Vorſtand des Auskunftsbureaus dieſes Verbandes 
richtet an die Verbandsvereine die Einladung zur Be— 
ſchickung einer Generalverſammlung des Bureaus 
auf den 10. Dezember nächſthin. Zugleich wird den Ver— 
einen mitgeteilt, daß die Leitung des Auskunftsbureaus, 
das auch die Wareneinkäufe für die Vereine vermittelt, 
mit der Zentralſtelle des Verbandes ſchweizeriſcher Kon— 
ſumvereine in Verbindung getreten ſei behufs direkter 
Lieferung von Emmentaler Käſe. Um den 
Vereinen möglichſt gute Kaufsabſchlüſſe für Kaffee und 
andere Kolonialwaren zu ermöglichen, errichtete der Vor— 
ſtand ein Comptoir in Havre. 


Italien. 


Ein neues genoſſenſchaftliches Organ 
ſoll laut „Cooperazione* vom erſten Oktober an in Mais 
land erſcheinen. Die Redaktion des Organs des italieni— 
ſchen Genoſſenſchaftsbundes begrüßt das neue Blatt mit 
gemiſchten Gefühlen, indem ſie bemerkt, wie viel mehr er— 
reicht werden könnte, wenn die Mittel, die für alle dieſe 
verſchiedenen Organe aufgewendet werden, auf ein ein— 
ziges Zeitungsunternehmen konzentriert und ein genoſſen— 
ſchaftliches Tagblatt herausgegeben würde. 


Südafrika. 


Die Konſumgenoſſenſchaft in Simons: 
town zählt gegenwärtig, wie wir den „Co-op. News“ 
entnehmen, 311 Mitglieder, die im letzten Geſchäftsjahre 
von ihrer Genoſſenſchaft für Fr. 372,500 Waren bezogen 
und darauf Fr. 44,625 erſparten. Das Anteilſcheinkapital 
betrug am Schluſſe des Geſchäftsjahres Fr. 50,025, die 
Einlagen der Mitglieder Fr. 22,375. Der Verein ſteht 
im Begriffe, die Vermittlung von Schuhwaren an die 
Hand zu nehmen. 


Ratgeber zur 


Preſſe und Publikum. Ein 
Vermeidung von Ungelegenheiten und 
Prozeſſen. Unter dieſem Titel iſt eine achtzig Seiten 
ſtarke Broſchüre erſchienen, die Herrn Louis Egger, 
Lehrer am Technikum zu Biel, zum Verfaſſer hat. In 
Anlehnung an die Darſtellungen bekannter Fachleute von 
der Preſſe verbreitet ſich der Autor zunächſt über den 
Verkehr von Redaktor und Mitarbeiterſchaft, und zählt 
einige der Wege auf, die zu erfolgreicher publiziſtiſcher 
Tätigkeit führen. Er plädiert dafür, daß in unſerem 
demokratiſchen Gemeinweſen die journaliſtiſche Kunſt eigent— 
lich von jedermann geübt werden ſollte, da eine möglichſt 
vielſeitige Beleuchtung aller Vorgänge des öffentlichen 
Lebens im Intereſſe der Geſamtheit ſei. Kann man ihm 
in dieſer Auffaſſung zuſtimmen, ſo erſcheint es doch frag— 
lich, ob er in folgendem Motto, das er ſeinen Aus— 
führungen vorausſtellt, der ſchweizeriſchen Preſſe nicht ein 
allzu günſtiges Zeugnis ausſtellt: „Erſt dem Vaterlande, 
dann der Partei, und zuletzt, nur zuletzt, dem eigenen 
Intereſſe dienen, ſo ungefähr faßt die Schweizer Preſſe 
ihre Aufgabe auf.“ Um dieſes Lob zu verdienen, müßten 
unſere Blätter, reſp. deren Leitungen, nicht zu oft das 
Volkswohl mit dem eigenen oder demjenigen gewinn— 
ſüchtiger Intereſſengruppen verwechſeln. Daß man unter 
dem Vorwande, dem Vaterlande zu dienen, breite Maſſen 
der Bevölkerung in Kontribution ſetzt, hat ſich bekannt— 
lich noch bei der letzten Zolltarif-Campagne gezeigt, wo 
ein großer Teil der Preſſe ſich ſkrupellos zum Sprachrohr 
der Lebensmittelverteurer machte. Mit dieſer kleinen 
Ausſtellung ſoll im übrigen der Wert der in mannigfacher 
Richtung intereſſanten Arbeit des Verfaſſers nicht in 
Zweifel gezogen werden. Von praktiſchem Belang für 
alle im Preßweſen tätigen Perſonen ſind namentlich die— 
jenigen Abſchnitte ſeiner Schrift, in denen er die Stellung 
der Preſſe zur Geſetzgebung und Juſtiz behandelt. Sowohl 
die bisher gültigen Beſtimmungen der Bundesverfaſſung 
über die Preſſe, als auch -die wichtigſten einſchlägigen 
Beſtimmungen des im Entwurf vorliegenden Eidgenöſſiſchen 
Strafgeſetzbuches werden im Auszug mitgeteilt und ihre 
Bedeutung für die publiziſtiſche Praxis gewürdigt. In 
einem beſonderen Kapitel wird an Hand von Preß— 


prozeſſen aus der jüngſten Zeit dargetan, welche Vor— 
kehrungen in einzelnen Fällen für den Zeitungsſchreiber 
nötig ſind, um ſeiner Ueberzeugung Ausdruck geben zu 


können, ohne doch gegen den Buchſtaben des Geſetzes zu 
verſtoßen. Eine gedrängte Darſtellung der im Journalismus 
gebräuchlichſten Tropen und Wortfiguren bildet den Schluß 
der Broſchüre. 


Eingelaufene Schriflen. 


Caviezel, Hartmann, Major. Die Landſchaft Avers. Chur 
1905. 

Ficcarelli. rag. A. Manuale per le piecole Cooperative di 
consumo. Milano 1904. Lega nazionale delle coo— 
perative di consumo. 


Müller, Dr. Hans. Inaugural Address at the 37th Annual 
Congress. held at Paisley, June 12th. 13th 
and 14th. 1905. (Eröffnungsrede zum 37. Jahres- 


£ongreß, abgehalten am 12., 13. und 14. Juni in 
Paisley.) Manchester 1905. 

Seidel, Robert. Schiller und die Volksideale. Feſtrede 
gehalten an der Schillerfeier in Köln am 6. Mai 
1905 im großen Saale des Gürzemik. Preis 
20 Pfg. Verlag G. Birk & Co., München. 

Grütlikalender für das Jahr 1906. Herausgegeben vom 
ſchweizeriſchen Grütliverein. Verlag der Grütli-Buch— 
handlung in Zürich 1906. 

Mitteilungen des ſtatiſtiſchen Amtes des Kantons Baſel— 
Stadt. Nr. 3. Baſels Staatseinnahmen und Steuer— 
verteilung 1888 — 1903, tabellariſch dargeſtellt von 
Dr. F. Mangold, Bajel. Basler Druck- und Verlags— 
Anſtalt, 1905. 

„ Nr. 5. Statiſtik der Großratswahlen vom 6./7. Mai 
1905 im Kanton Baſel-Stadt. Von Dr. F. Mangold. 
Baſel, R. Ehrich, 1905. 

IX. Jahresbericht der Peſtalozzigeſellſchaft in Zürich, um— 
faſſend den Zeitraum vom 1. April 1904 bis 31. 
März 1905. Zürich 1905. 

Schweizeriſcher Kaufmänniſcher Verein. 32. Jahresbericht 
des Zentralkomitees, umfaſſend den Zeitraum vom 
1. Mai 1904 bis 30. April 1905. Zürich 1905. 

Bourse des Coopéèratives socialistes de France. Veuvres 
Sociales. V. Cooperation. Hue Congres national de 
la Cooperation socialiste. Nantes, 23. 24, 25 avril 
1905. Paris 1905. 

Neuwieder Raiffeiſen-Kalender 1906. Herausgegeben vom 
Generalverband ländlicher Genoſſenſchaften Raiff— 
eiſenſcher Organiſation für Deutſchland. Verlag der 
Raiffeiſen-Druckerei in Neuwied a. R. 

Co-operative Union Ltd. Income Tax. The case for Co— 
operative societies, being Summary of evidence 
given before the Departmental Committee on In- 
eome Tax. and the Report of the Committee thereon, 
June 1905. Im Verlag der Herausgeberin, Man— 
cheſter. 30 S. 

Appendix to the Report of the Departmental Committee on 


Income Tax with minutes of evidence taken be- 
fore the Committee. 1905. Wymann & Sons, 
London. 


Co-operative Union Ld. The 37th annual Co-operative 
Congress held in Paisley, on June 12th. 13th. and 
IAth 1905. Manchester 1905. Co-op. Union Ld. 
Report on Changes in Rates of Wages and Hours of Labour 
in the United Kingdom in 1904. with Compa- 
rative Statisties for 1895 — 1903. Presented to 
both Houses of Parliament by Command of His 
Majesty. (Bericht über Aenderungen in den Löhnen 
und der Arbeitszeit im Vereinigten Königreich im 
Jahre 1904.) Labour Department. London 1905. 
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Adreſſentafel empfehlenswerter Bezugsquellen. 


Bürſten und Stahlſpähne. 


Actien⸗Geſellſchaft Bürſtenfabrik Triengen: 
Beſte Bezugsquelle für 
Vürſtenwaren und Reisbeſen. 


Bieler Stahlſpähnefabrik 
H. Kleinert & Cie. in Biel 
Aechte Stahlſpähne — Stahlwolle 


Bürſten⸗, Beſen⸗u Pinſelfabrik Walther in Entfelden, Aargau 
Reellſte, beſte und billigſte Bezugsquelle 
für Bürſtenwaren, Reisbeſen und Pinſel. Mechaniſcher Betrieb. 


Cigarren und Tabak. 


F. J. Burrus 
Boncourt (Schweiz) — St. Kreuz (Elſaß) 
Tabak-, Cigarren- und Cigaretten-Fabrik 
Spezialitäten in türkiſchen Cigarettentabak. 


Genoſſenſchafts⸗Cigarrenfabrik Helvetia in Burg bei Menziken 
empfiehlt den tit. Konſumvereinen ihre Spezialmarken in 
Flora, Habana, Virgine, Breſil. Rio Grande flora fine, Noncoupes, 
Edelweiß. Großes Lager in Cigarren Deutſcher Fagon. 


Schürch & Blohorn Solothurn 
Fabrik für geſchnittene Rauchtabake in allen möglichen Sorten, 
hell, dunkel, Grob- und Reinſchnitt, offen und in Paqueten. 
Einziges Etabliſſement der ganzen Schweiz für dieſe Spezialität. 
Dampfbetrieb. 


Schürch & Co. Burgdorf, Tabak⸗, Cigarren⸗ u. Eſſenzfabrik 
Hervorragende Spezialität: Burgdorfer-Bouts, Flor de Cuba, Palma 
Manilla. Vorzügliche Sorten Tabak, offen und in Paketen. 
Zucker- und Kaffee-Eſſenz anerkannt beſter und haltbarſter Qualität. 


Vautier Freres & Cie. a Grandson, 
Manufacture de cigares, cigarettes et tabacs. 
Maison fondee en 1832, 


Weber Söhne, Menziken, Tabak⸗ und Cigarrenfabrik. 
rer Boutsſpezialitäten, wie: Rio Grande, La Roſa, 
Habanero, Diamant. Geſchnittene Tabake offen und in Paketen. 

Verbreitetſte Marke: Nationalkanaſter. 
C. Müller & Cie., Payerne. 
Manufacture de eigares. 
Speeialite: Stella, Flora, Vevey courts. 


Chorolade und Zuckerwaren. 


i Es Milch⸗Chocolade anerkannt die befte. 


Chocolat FREY, Aarau 


TORRONE 


NÖOUVEAUTE EXOUISE 


Chs. Müller & Co. vorm. Müller & Bernhard, Chur. 
Chocolat — Cacao 
Beſte Schweizer Milch-Chocolade 
Reiner Hafer-Cacao, Marke Weißes Pferd. 


SUCHARD’ MILKA a LI: 


CHOCOLADE, 


Anglo-Swiss Biscuit Co., Winterthur. 
Vorzüglichſte Bezugsquelle aller Sorten Biscuits. 
Großartige Einrichtung für 15 Biscuits. 
Unübertroffene Qualitäten. Vorteilhafteſte Preiſe. 


Bonbons und eee Schnebli, Baden, 
iefert: 1 
feinſte haltbare Bonbons und ſchmackhafte Biscuits. 
Lieferanten des Verbands Schweizeriſcher Konſumvereine. 


Confitüren und Präſerven. 


Conſervenfabrik Seethal, A.⸗G., Seon (Aargau). 
Feinſte Conſituren. 

Gelees, Sirupe, eingemachte Früchte, Ia Erbsen- & Bohnen-Conserven. 
Cornichons, Früchte im Essig, Tomatenpur6e, Sauerkraut, Sauerrüben, 
— Anerkannt beſte Qualitäten. — 

Billigſte Preiſe. 


M. Herz, Präſervenfabrik, Lachen a. Jürichſee. 
Nervin Speiſewürze, Haferflocken, Kinderhafermehl, Hafergrüzen, 
Tapioca du Brésil, Suppeneinlagen, Erbsmehl, Julienne, Schneide- 

bohnen, Fleiſchbrüheſuppenrollen, Erbswurſt. 
ahrungsmitteln,Kempttal 


Fabrik AGGI’N 
von - Ktablissemenft 1.Rangos- 


MAGGI’Würze-MAGGI°Bouillon-Rapseln-MAGGI°Suppen-Rollen 


ı2 deröstelesWeizenmehl, Haferflocken,Schnittbohnen;,Julienne.etc 


— — . ̃ —... \ \ 
Nahrungsmittelfabriken C. H. Knorr, A.-G., St. Margrethen 
(Ktn. St. Gallen). — Spezialitäten: Haferpräparate, Suppenme le, 
getrocknete Suppenkräuter (Julienne), Schneidebohnen, ſowie ſämt⸗ 
liche übrigen Gemüſeſorten. — Suppentafeln. — Erbswurſt. 


Schweiz. Kindermehl⸗ 
G A LA C T ! N A duden Alpen- 


milch. Voltommene, ärztlich empfohlene Kindernahrung. 23jährig. 
Erfolg. 13 Grands Prix. 22 gold. Medaillen. 


Käſe und Speiſefette. 


KOCHFETTE 


Flad & Burkhardt 


Oerlikon 
Palmin H. Schlinck & Cie. 
feinſte Pflanzenbutter Mannheim 


Emil Manger, Basel. 


Margarine-, Koch- u,'Speisefett-Fabrik 


— mit Darmpf-Betrieb. —— 


Erſte Zürcher Dampf-Butter⸗Fabrik & Butterfiederei 
M. Vogel. 
Süße und geſottene Margarine, wie Koch- und Speiſefett. Lieferant 
des Verbands ſchweiz. Konſumvereine. 


Cocosnuß⸗Butter 
Schenker & Snanz, Zürich. Alleinige Produzenten des 
„Palmeol“! Beſtes Schweizer-Fabrikat! Vorteilhafteſte Bezugs- 
quelle! Warnung vor minderwertigen Nachahmungen. 


Vapier. 


Gellulofe: & Papierfabrik Balsthal. 
Verkaufsbüreau: Bareiß, Wieland & Co., Zürich. — Spezialitäten: 
Balsthaler Pergament- u. Packpapiere für Lebens- u. Genußmittel. 

Balsthaler Gejchäfts- u. Aktencouverts. — Cloſetpapiere. 


Papierwarenfabrik J. Steffen Söhne, Wolhuſen. 
Lieferung u. Fabrikation in allen Papierſäcken. Handarbeit. Papier- 
und Gummikragen Ja zu äußerſten Preiſen. Eigene Buchdruderen 
und Buchbinderei. Einwickelpapiere in allen Größen und Qualitäten 


Seifen, Kerzen und Waſchartikel. 


Walz & Cie., Bafel 
Stearinkerzen⸗ und Seifenfabrik. 
Spezialität: Baſilisk⸗Seife. mn 
Nierenfett Marke Cor 
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Chem. Induſtrie A.⸗G. Luzern. 
empfiehlt ihr vorzüglichſtes Terpentin⸗Salmiak⸗Seifenpulver 
„Marguerite“, ſowie ihre ſämtlichen Waſch⸗, 
Glätte- und Putzpräparate. 
Engler & Cie. A. G., Seifen-, Soda- und Fettwarenfabrik 
Lachen⸗Vonwil (St. Gallen) 1 
Prima weiße Kernſeife (Marke Schlüſſel), Waſchpulver, Nierenfett, 
Speiſefett ꝛc. 
Hoffmann's Stärkefabriken, Salzuflen (Lippe). 
Aktiengeſellſchaft. 
Marke „Katze“, Marke „Schwan“, garantiert reinſte Reisamlung. 
Hoffmann's Crémeſtärke, Hoffmann's Silberglanzſtärke. 
Dr. Lincks Fettlaugen⸗Mehl“ . 
bewährt als beftes, im Gebrauche a un Rafhmittel. 
Zu beziehen durch den 
Verband ſchweizer. Konſumvereine 
Das beſte und billigſte Waſchmittel! 
„LESSIVE PHENIX“ von Redard & Cie. in Morges 
iſt vorzüglich zum waſchen. 


E T ee BE nn 
Nemy's Stärkefabriken in Wygmael, Heerdt, Gaillon & 
Hernani: tägliche Produktion 80,000 Kilos. 

Marken „Löwenkopf“ und „Edelweiß“. Amidon Royal. 
Garantiert reinſte Reisſtärke. 


Seifenfabriken von Friedrich Steinfeld, A.⸗G., 
in Zürich. 
Haushaltungs⸗, Toiletteſeifen und Parfumerien aller Art. 


Sträuli & Co., Winterthur, 
Seifen-, Soda-, und Stearinkerzen-Fabrik. 
Alleinfabrikanten von 
„Sträuli's Gemahlener Seife“. 


Carl Schuler & Cie., Kreuzlingen u. Tägerweilen, 
Fabrikation v. Seifen, Soda u. chem.⸗ techn. Produkte. 
Spezialitäten: Schulers Salmiak-Terpentin-Waſchpulver, — 
Schulers Goldſeife, Savon d'or, — Schulers Bleichſchmierſeife. 
Ernſt Herrmann & Co., Uſter. Waſchartikel, Oel- und Fett- 
waren, chem ⸗techn. Produkte, Spezialität: Waſchpulver Snee- 
wittchen, Seifen-Extrakt für Wolle u. Seide, Chlorkalk verpackt, 
Fußbodenglanz, Thranlederfett, Teigſeife, Schmierſeife. 
J. Suter⸗Moſer & Cie., Seifenfabrik, 

z. Steinhof, Zug. 


Spezialitäten: Suter's Sparſeife und Seifenſpähne. 


Teigwaren. 


Solothurner Teigwaren 


der Fabrik A. Alter⸗Balſiger in Solothurn anerkannt unüber- 
troffenes Fabrikat in ſämtlichen Qualitäten. 

Egloff & Cie. Teigwarenfabrik in Rorſchach 
empfehlen ihre Griesteigwaren in prima, supérieure und feiner 
Eierqualität. 


Die modernſt eingerichtete Teigwarenfabrik der Schweiz iſt die 
Centralſchweizer. Teigwarenfabrik A.-G. Luzern. 
Tägliche Fabrikation bis 200 Zentner Eier- und andere Teigwaren. 


GEBR. WEILENMANN A. ö. VELTHEIM- WINTERTHUR 


TEIGWARENFABRIKENin . 


o Veltheim & Rxkon 


A. Nebſamen & Cie., Richtersweil. 
Beſte Bezugsquelle für Teigwaren aus Hartweizengries. 
Spezialität: Eierteigwaren, Paniermehl. 


Weine und Spiritnoſen. 


J. In⸗Albon⸗Lorentz, 
Weineſſig-⸗ und Weinſenf⸗ Fabrik. 
Lieferant des Tit. Verbands Ichrvei, Konſumvereine. 
Für abſolute Reinheit der Produ iete volle Garantie. 


A. Sutter, vorm. Sutter⸗Krauß & Cie., Oberhofen, Thurgau. 
Eſſigſprit und Weineſſig, 
ausſchließlich durch Gährung aus Alkohol oder Naturwein erzeugt. 


Diverſes. 
Babel & Cie. Genf. 


Schnellglanzwichſe. — Ruſſiſches Lederfett. — Créme für Schuhwerk. 
Bodenwichſe. 


Basler Wichſefabrik Luchſinger & Cie., Bafel. 
I. Hochprima Bodenwichſe „Elefant“, gelb und weiß. 
Siral, ausgezeichnete Schnellglanzwichſe der Neuzeit. 
Venus, die beſte ſchweizeriſche Putzvomade für alle Metalle. 


Schuhfabrik Bolliger & Co, Brittnau (Aargau) 
von den namhafteſten Konſumvereinen der Schweiz beſtens em- 
pfohlen. 
Elegante, preiswürdige und ſehr ſolide Schuhwaren. 


Carl Boßhard & Cie., Remismühle (Tößthal). Spez: Beſſere 
een mit u. ohne Geſchenkbeil., Chem. Seife „Aſt“ z. Kaltwaſchen 
v. Kleidern, Bodenwichſe, Thranlederfett „Delphin“, Schnellglanzwichſe, 
Fußbodenglanz „Modern“, Chlorkalk herm verpackt, Zündhölzer ıc. 


Buchdruckerei des Schweiz. Typographenbundes, Baſel, 
Aeſchenvorſt. 34, Mitglied d. Schweiz. Genoſſenſchaftsbundes, empfiehlt 
ſich zur Herſtellung aller Druckarbeiten. Spezialität: Einkaufsbüch- 
lein für Konſumvereine. — Prompte Bedienung. Billige Breite. 


Heinrich Franck Söhne, Baſel. Gegr. 1822. 
Anerkannt beſte Produkte in Kaffeezuſatz 
in Kiſteln, roſa Paketen. Homöopath Dr. Katſch. 
SCHUTZMARKE BE Scubmarke: Kaffeemühle. U 


A. Sutter, vorm. Sutter⸗Krauß & Cie., Oberhofen, Thurgau. 
Schnellglanzwichſe, Lederfett, Lederappretur, Brillantine - Wichie; 
überhaupt ſämtl. zur Conſervierung d. Leders (ſowohl ſchwarz wie 

farbig) u. Glanzerzeugung auf demſelben dienenden Präparate. 


2 Tanner & Cie., Frauenfeld, Tannerin, Wagenfett, Leder- 

ett, Lederappretur, Thürliſtreiche, Bodenwichſe, Schnellglanzwichſe, 

Eid-Ledereröme, Huffett, Zweigwachs, Stickerwachs, Schwefelſchnitten 
Süßbrand, Bodenöl, Bodenlack, Metzgerharz c. 


£ H. Vogt⸗Gut, Metallwarenfabrik, Arbon. 
Eiſerne Transportfäſſer, Petrolanlagen für Verkaufslokale, Trans- 
portkannen für Café, Thee ꝛc., Reſervoir in allen Größen, Ucetylen- 
gas-Anlagen nach bewährten Syſtemen. 


Werner & Pfleiderer, Cannſtatt (Württemberg). 
Cannſtatter Miſch⸗ und Knetmaſchinen-Fabrik, Cannſtatter Dampf- 
Backofen⸗Fabrik. — Spezialität: Einrichtung kompl. Bäckereien, 

Teigwaren- und Biscuit⸗Fabriken. 


Be Complette 


Bäckerei-Einrichtungen 


„Bertram Teigknetmaschine I Emil Beutel, Basel 


Hans Zumſtein vormals Aug. Karlen, Wimmis 
Zündwarenfabrik 5 1840. Spezialität: Ueberall entzünd- 
bare Brillant Zündhölzer beſter Qualität, ſehr haltbar, in ſoliden 
Cartonſchachteln. Vorzügliche Sicherheitszündhölzer. 


Fabrik Kanderbrück 
Brillant⸗Zündhölzer „Marke Krone“, überall entzündbar, 
geſchwefelt oder paraffiniert. Schiefertafeln für Schulen, 
Wirtſchaften ꝛc., Wandtafeln. 


CHOCOLAT 


Schweizeriſche Wan, Ehrenſperger & Cie. 
n Zürich. 
Beſte Bezugsquelle für Korbwaren, ſowie Holzwarenartikel für 
Küche und Haushaltung. 


Das Sekretariat des Verbands ſchweiz. Konſumvereine 
empfiehlt ſich zur Lieferung 
r nene een e Literatur 
jeder Art. 


Verantwortlich für die Herausgabe: Dr. Hans Müller, für den Druck: G. Krebs, beide in Baſel. 


